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 s wäre festzuhalten, dass wir erst durch 
andere wir selbst werden (...) und das 
gilt nicht nur für die Gesamtperson, 

sondern auch für die Geschichte jeder einzel-
nen Funktion. Rein logisch ausgedrückt, be-
steht eben darin das Wesen des Prozesses 
der kulturellen Entwicklung. Das Individuum 
wird für sich zu dem, was es an sich ist, nur 
durch das, was es für andere ist. Genau das 
stellt den Prozess der Persönlichkeitswer-
dung dar“    (Vygotskij 1992, 235). 
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Vorwort 

 

Unter dem Einfluss der Selbstbestimmt-Leben-Bewegung und der Entstehung von Selbsthilfegruppen 
von Menschen mit ‚Lernschwierigkeiten’ im Ausland (z. B. People First, Self-Advocacy) wird seit den 
90er Jahren auch in Deutschland in Fachkreisen der Behindertenhilfe intensiv über die Leitidee 
‚Selbstbestimmung’ und Möglichkeiten ihrer Umsetzung im Alltag von Menschen, die wir geistig be-
hindert nennen, diskutiert. Es ist keine ‚neue’ Zielperspektive - bereits in den 60er Jahren hat NIRJE in 
seinen Ausführungen zum Normalisierungsprinzip ein selbstbestimmtes Leben und Mitwirkung in allen 
subjektiv bedeutsamen Bereichen für diesen Personenkreis für unabdingbar gehalten, unabhängig 
von Art und Schweregrad der Behinderung. 

Das veränderte Rollenverständnis der Professionellen wird als Assistenzmodell bezeichnet. Bezogen 
auf Menschen, die als geistig behindert gelten, wird die Brauchbarkeit des Assistenzbegriffs teilweise 
kritisch gesehen, teilweise – in differenzierter Form - für praxisrelevant gehalten. Der mangelnde Kon-
sens ist an der Vielfalt der verwendeten Begriffe ablesbar: Begleitung (statt Betreuung), Unterstüt-
zung, Assistenz, assistierende Hilfe, assistierende Begleitung, persönliche Assistenz, individuelle Le-
bensbegleitung und anderes mehr. Auch bei der Umsetzung der Leitidee ‚Selbstbestimmung’ werden 
unterschiedliche Wege eingeschlagen, teils ins bestehende System der Hilfen integriert, teils tradierte 
Systeme überschreitend oder innovative Lösungen außerhalb des bestehenden Spektrums der Hilfen 
erprobend.  

Zur konzeptionellen Fundierung des Assistenzmodells und zur Konkretisierung der Veränderungsan-
forderungen an das professionelle Handeln und an Institutionen hat die DEUTSCHE HEILPÄDAGOGISCHE 

GESELLSCHAFT (DHG) ERIK WEBER, Mitarbeiter der Heilpädagogischen Fakultät der Universität zu 
Köln, beauftragt, eine Expertise zu erstellen. In seinem hier vorliegenden Bericht gibt er einen kriti-
schen Überblick über den Stand der Diskussion. Er präzisiert die Relevanz des Assistenzkonzepts in 
Bezug auf Menschen, die als geistig behindert bezeichnet werden - unter ausdrücklicher Einbezie-
hung der Personen mit hohem Hilfebedarf. Die Umsetzung des Konzepts erfordere eine hohe Profes-
sionalität, „die vor allen Dingen sich ständig bewusst darüber sein muss, dass es neue Formen von 
Macht, Bemächtigung oder Pädagogisierung unbedingt zu verhindern gilt.“ 

Besonders interessant sind die exemplarisch zusammengestellten Handlungsmodelle aus unter-
schiedlichen Regionen. Sie basieren auf Fachgesprächen, die ERIK WEBER mit Vertreterinnen und 
Vertretern von Institutionen und Organisationen geführt hat. Für die Bereitschaft zur Mitwirkung, ohne 
die ein differenzierter Einblick in die Arbeit vor Ort nicht möglich gewesen wäre, möchten wir an dieser 
Stelle danken. Die vorgestellten Handlungsmodelle zeigen, mit wie viel Kreativität innerhalb und au-
ßerhalb von Wohneinrichtungen eine konsequente Nutzerorientierung der professionellen Arbeit an-
gestrebt und bereits verwirklicht wird. Dabei werden Probleme nicht verschwiegen, vor allem bezüg-
lich der Integration von Menschen mit schwerer Behinderung in das Assistenzkonzept. Die ausge-
wählten Beispiele können Anregung zum Austausch von Erfahrungen und zur Weiterentwicklung be-
reits praktizierter Konzepte sein.  

Abschließend formuliert ERIK WEBER auf konzeptioneller, struktureller und individueller Ebene Verän-
derungsanforderungen an wohnbezogene Dienste. Sie sind ein wichtiger Baustein auf dem Weg zur 
selbstverständlichen Verankerung der Leitidee ‚Selbstbestimmung’ in der professionellen Arbeit mit 
Menschen, die als geistig behindert gelten. 

 

Köln, im März 2002 

        

MONIKA SEIFERT 

DEUTSCHE HEILPÄDAGOGISCHE GESELLSCHAFT 
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Einleitung 

 

 

Wie alle gesellschaftlichen Systeme, befinden sich auch die Behindertenpädagogik und die Soziale 
Arbeit in einem stetigen Wandel. In Folge verschiedenster Reformbestrebungen innerhalb dieses 
Systems, ausgehend vom Normalisierungsprinzip, über Prozesse der Deinstitutionalisierung und 
Enthospitalisierung, der schulischen Integration und dem Aufkommen der Selbstbestimmt-Leben-
Debatte, ist gegenwärtig die Tendenz „von einer bislang dominierenden Angebotsorientierung in Rich-
tung auf mehr personenorientierte Hilfeleistung“ (vgl. BECK 2000, zit. nach HAGEN 2001, 228) zu 
beobachten. In diesen Kontext gehört auch der Begriff der ‘Assistenz’, der ‘persönlichen Assistenz’ 
oder der ‘assistierenden Begleitung’. 

 „Persönliche Assistenz ist mehr als nur irgendeine ambulante Dienstleistung unter anderen. Ihr 
Konzept beinhaltet den Wechsel von einem entmündigenden Versorgungsdenken zu der Anerken-
nung eines Hilfebedarfes für ein gleichberechtigtes selbstbestimmtes Leben“ (FREHE 2001a, 7). 

Martin HAHN hat in Bezug auf Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, bereits 1994 den Begriff 
der assistierenden Hilfe in die Diskussion eingebracht: 

„Wir assistieren demjenigen, der unsere Hilfe benötigt, bei der Verwirklichung seiner (!) Ziele. Be-
achten wir dies nicht, führt unsere vielleicht durchaus gutgemeinte Hilfe zu Überbefürsorgung, die 
real als Fremdbestimmung erlebt wird. Aus diesem Grund ist der Begriff des ‘Assistenten’ (...) der 
subsidiär geleisteten Hilfe angemessener als der Begriff des Helfers. 

Assistierende Hilfe ist die Voraussetzung für die Realisierung der Autonomie-Potentiale, die auch 
im Leben von Menschen mit schweren Behinderungen liegen und ihnen Zustände des Wohlbefin-
dens ermöglichen können“ (HAHN 1994, 91). 

Mit dieser programmatischen Aussage zum Begriff und der Bedeutung der Assistenz spezifiziert 
HAHN die zu erbringende Hilfeleistung. Der in der aktuellen Diskussion auch auftauchende Begriff der 
‘assistierenden Begleitung’ meint ähnliches. Im folgenden soll der Begriff der ‘Assistenz’, bzw. der der 
‘persönlichen Assistenz’, wie er im Umfeld einer Pädagogik für Menschen mit Körperbehinderungen 
geprägt worden ist, im Mittelpunkt stehen. 

 

Die oben skizzierten Veränderungsprozesse gehen mit weitreichenden ökonomischen Veränderungen 
einher. Vielleicht ist es sogar nicht falsch zu behaupten, die gegenwärtigen Veränderungen seien in 
erster Linie Folge ökonomischer Zwänge. Die Behindertenpädagogik und die Soziale Arbeit haben 
sich ebenso wie alle anderen Systeme mit den Auswirkungen dessen, was als ‘Globalisierung’ be-
schrieben wird, auseinanderzusetzen: 

„Mit dieser [der Globalisierung, E.W.] einher gehen Umverteilungsprozesse im Weltmaßstab ein-
schließlich bevölkerungspolitischer Visionen einer 20:80 Gesellschaft. 20 Prozent würden noch Waren 
und Dienstleistungen produzieren, die restlichen 80 % wären arbeitslos und müssten mittels ‘tittytain-
ment’, eine von BRZEZINSKI geprägte Variante von ‘panem et circenses’, bei Laune gehalten wer-
den“ (MARTIN; SCHUMANN 1997, 12; zit. nach JANTZEN 2001c, 1). 

Die indische Schriftstellerin und Aktivistin Arundhati ROY hat dies in einem Gespräch mit der Wo-
chenzeitung Die ZEIT noch pointierter beschrieben, wenn sie sagt: 

„Die Globalisierung geht mit einem Prozess der Exklusion einher und die Verlierer stehen am Ende 
schlechter da“ (Die ZEIT 47/2001, 32). 

Diese Problematik hat Otto SPECK (1999) jüngst in seiner Veröffentlichung ‘Die Ökonomisierung so-
zialer Qualität’ hauptsächlich auf den Bereich der Pflege in Bezug gesetzt. 

Wenn im folgenden der Begriff der Assistenz näher betrachtet wird, Handlungsmodelle aus der Praxis 
vorgestellt und Veränderungsbedarfe für Einrichtungen und die dort Tätigen formuliert werden, ist 
dieser gesellschaftlich-ökonomische Wandel immer mitgedacht. 
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Denn der Begriff der Assistenz könnte, neben seiner sicherlich sehr innovativen Konnotation, auch 
dazu benutzt bzw. missbraucht werden, ökonomische Zwänge in einen schönen Begriff einzukleiden, 
der aber in der Praxis mit einem Abbau an pädagogischer Professionalität und Qualität verbunden 
sein und/oder eine neue ‘Rest-Gruppe’ schaffen kann. Wenn der Begriff bzw. daraus resultierende 
Modelle zur Begründung von Dienstleistungsmodellen herangezogen werden, dann ist immer kritisch 
zu fragen, was an pädagogischen Standards evtl. verloren zu gehen droht und ob man bereit ist, et-
was abzugeben. 

Abzugeben wäre sicher Macht, die wir in bezug auf Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, 
immer ausüben, nicht abzugeben wäre pädagogische Verantwortung, die einherzugehen hat mit einer 
kritisch verstandenen Professionalisierung. 

Bezüglich des Aufkommens des Assistenz-Modells stellt Jutta HAGEN (2001) fest: 

„Hier werden keine neuen Forderungen aufgestellt, weshalb es verfehlt wäre, angesichts der Wie-
derbelebung und durchaus vielfältigen Variation des Themas Selbstbestimmung in der aktuellen 
Fachdebatte von einem ‘Paradigmenwechsel’ in der Behindertenhilfe zu sprechen (...). Die unver-
minderte Aktualität des Themas Selbstbestimmung verweist jedoch darauf, dass professionelle Hil-
fen noch weit davon entfernt sind, den Selbstbestimmungsbedarfen der HilfeadressatInnen gerecht 
zu werden. Und es wird deutlich, dass der Druck auf professionelle Hilfesysteme, seien sie in Insti-
tutionen oder in der Lebenswelt des Einzelnen angesiedelt, wächst“ (HAGEN 2001, 23). 

 

In diesem Zusammenhang soll, wiederum in Anlehnung an HAGEN (vgl. ebd., 12), darauf hingewie-
sen werden, die in der o.g. Debatte häufig verwendeten Begriffe ‘KlientIn’ und ‘KundIn’ kritisch zu 
sehen, da sie nur bedingt tauglich zur Beschreibung neuer Modelle sind: 

Der Begriff des ‘Klienten’ 

„...beschönigt das tatsächliche Verhältnis zwischen Hilfebedürftigen und den Professionellen sozia-
ler Arbeit. Auf Letztere sind Erstere vielfach alternativlos angewiesen und können nicht ‘den Anwalt 
wechseln’, falls sie zu der Auffassung gelangten, von ihm nicht gut vertreten zu werden“ (ebd.). 

Bezüglich des Begriffes des ‘Kunden’ stellt HAGEN fest: 

„Ähnlich idealisierend erscheint mir der Begriff des Kunden (...). Auch dieser täuscht über die tat-
sächliche Stellung des Hilfebedürftigen im institutionellen Kontext hinweg, indem mit dem Begriff 
des Kunden nahegelegt wird, der Hilfeempfänger in einer Institution sei ein zahlungsfähiger Nach-
frager einer Dienstleistung“ (ebd.). 

Auch dieser Tatbestand könnte sich durch eine konsequente Durchsetzung des Assistenz-Modells 
verändern (Stichwort: ‘Persönliches Budget’). Es erscheint jedoch verfrüht, diese Begrifflichkeit auf 
einen Personenkreis zu übertragen, der sich dazu kaum äußert bzw. den man diesbezüglich über-
haupt nicht gefragt hat. 

 

Eine Ausnahme bilden hier die people-first-Gruppen in Deutschland, was sich u.a. in dem bundeswei-
ten Modellprojekt „Förderung der Selbstvertretung von Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen“ 
niederschlägt, das von der Universität Kassel wissenschaftlich begleitet wird (vgl. ENGELMEYER et al 
2000 bzw. Punkt 4). 

Statt dessen wird im folgenden mit HAGEN (vgl. ebd.) der Begriff der ‘HilfeadressatIn’ oder der ‘Nut-
zerIn’ vorgezogen, die Begriffe ‘KlientIn’ und ‘KundIn’ tauchen nur dort auf, wo sie auch in den be-
suchten Einrichtungen gebräuchlich sind. 

 

Die vorliegende Expertise zum Thema Persönliche Assistenz - assistierende Begleitung. Verände-
rungsanforderungen für professionelle Betreuung und für Einrichtungen der Behindertenhilfe ist als 
Auftragsarbeit für die DEUTSCHE HEILPÄDAGOGISCHE GESELLSCHAFT (DHG) entstanden. Ein Impuls war, 
der Frage nachzugehen, wie eine Konzeption, die in erster Linie aus der Körperbehindertenpädagogik 
stammt, Bedeutung erlangen kann für den Personenkreis der Menschen, die wir ‘schwer geistig’ 
und/oder ‘geistig behindert’ nennen. Darüber hinaus geht es um die Beschreibung von Handlungsmo-
dellen und den daraus entstehenden Veränderungsanforderungen. 

Zunächst wird dem Auftauchen, der Verwendung und der Rezeption des Begriffes der Assistenz in 
der Fachliteratur nachgegangen. 
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Sodann werden insgesamt sechs Einrichtungen vorgestellt, die in dem Assistenz-Modell eine innova-
tive Grundlage für ihre Arbeit gefunden haben. Die Strukturen der besuchten Einrichtungen sind sehr 
unterschiedlich. Daher ist ein direkter Vergleich nicht angebracht. Vielmehr soll es darum gehen, ken-
nen gelernte Handlungsmodelle zu beschreiben und wichtige Aspekte, die für ähnliche Einrichtungen 
von Interesse sein könnten, herauszuarbeiten. Dies geschieht unter Punkt 3 der vorliegenden Arbeit. 
Die Auswahl kann nicht repräsentativ sein und es gibt Einrichtungen, die ähnlich arbeiten und hier 
keine Berücksichtigung gefunden haben. Dennoch können die vorgestellten Handlungsmodelle Ein-
sichten in ein neues oder sich veränderndes Arbeitsfeld eröffnen und sie sind sicherlich auch diskus-
sionswürdig. Die besuchten Einrichtungen waren: 

̇ Das Zentrum für selbstbestimmtes Leben (ZsL), Köln 

̇ Der fib e.V. Marburg; Arbeitsbereich ‘Unterstütztes Wohnen’ 

̇ Die SELAM Lebenshilfe für Menschen mit Behinderungen gGmbH, Oldenburg; Fachbereich ‘Assistenz 
beim Wohnen’ 

̇ Die Ev. Stiftung Hephata Mönchengladbach; ESH Wohnen gGmbH 

̇ Die Ev. Stiftung Alsterdorf, Geschäftsbereich HamburgStadt, Hamburg 

̇ Das Heilpädagogische Heim (HPH) Langenfeld, Rheinland 
 

In den Einrichtungen wurden jeweils Fachgespräche mit unterschiedlichen Beteiligten geführt. Grund-
lage für die Gespräche war ein Fragebogen mit Leitfragen zum Begriff, der Anwendung und konzepti-
onellen Füllung des Begriffes der Assistenz. Der Fragebogen ist im Anhang dokumentiert. 

In Punkt 4 werden sodann Folgerungen aus den Praxisbeispielen im Sinne von Veränderungsanfor-
derungen gezogen. Erstens bezüglich konzeptioneller, zweitens bezüglich struktureller Entwicklungen 
in den Einrichtungen, drittens bezüglich der dort Tätigen und viertens bezüglich der Fachdisziplin, der 
Geistigbehindertenpädagogik. 

Eine immer begleitende Frage bei den Besuchen in den Einrichtungen war jene nach veränderten 
Ausbildungswegen und -mustern der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Sozialen Arbeit. Unter der 
Leitfrage Ende oder Neuanfang einer Profession? wird abschließend dieser Aspekt erörtert, um auch 
bezüglich des Veränderungsbedarfs in den Curricula der Ausbildungsstätten einige Anmerkungen zu 
machen. 

Ein umfangreiches Literaturverzeichnis zur Thematik und eine Liste mit Kontaktadressen der besuch-
ten Einrichtungen, aber auch vieler anderer Organisationen, die sich mit dem Assistenz-Modell ausei-
nandersetzen, beenden diese Expertise. 
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1 Begriff Assistenz 
 

1.1 Assistenz, was ist das? 

 

Etymologische Herkunft: 

Assistent: ‘Helfer’, ‘Gehilfe’ (< 16. Jh.). Ursprünglich englische Neubildung zum Partizip des Prä-
sens. von lat. assistere ‘beistehen’, zu lat. sistere ‘sich hinstellen’ und lat. ad- hin-, zu. Verb: assis-

tieren; 

Zur Sippe von lat. sistere siehe existieren; zu dem zugrundeliegenden lat. stare siehe Distanz, die 
dt. Verwandtschaft unter stehen  (KLUGE 1995, 57). 

Wortbedeutung: 

Assistent (lat.) „Beisteher, Helfer“ der; jmd., der einem anderen assistiert; 

Assistenz: (lat. mlat.) die: Beistand, Mithilfe; 

assistieren (lat.): jmdm. nach dessen Anweisungen zur Hand gehen; 

(Der DUDEN, Bd.5 1997, 89). 

 

Was verbirgt sich hinter dem Begriff der ‘Assistenz’ in der Behindertenpädagogik? Ist es tatsächlich 
ein neuer Begriff, der neue Konzepte fordert oder eignet er sich, wie viele Begriffe vor ihm, alten Wein 
in neuen Schläuchen zu verkaufen? 

Der Assistent ist jemand, der ‘Beistand leistet’, der ‘Mithilfe anbietet’. Wenn ich assistiere, so der 
Fremdwörterduden, so gehe ich jemandem zur Hand, und zwar -und das scheint mir zentral- nach 
dessen Anweisungen. 

 

Was bedeutet dieses Wort, dieses Konzept und die dahinter stehende Haltung für den Personenkreis 
der Menschen, die wir ‘geistig behindert’ und/oder ‘schwer geistig behindert’ nennen? 

Hier könnte man direkt Bedenken anmelden, dieser Personenkreis wäre gar nicht in der Lage, Anwei-
sungen zu geben und daher brauche er auch keine Assistenz, sondern Förderung und Betreuung. 

Wie aber steht es um folgende Fragen: 

Können Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, vielleicht doch Anweisungen geben? 

̇ Wie muss ich befähigt, professionalisiert sein, um diese - vielleicht verdeckten - Anweisungen zu lesen? 

̇ Wie kann ich den o. g. Personenkreis ermächtigen, mir mehr Anweisungen zu geben, als das vielleicht in 
der Vergangenheit vorgesehen war? 

̇ Wie werde ich ein guter Assistent, einer der (Definitions-)Macht abgeben kann, einer der zuhören, zuse-
hen, deuten und beistehen kann? 

 
Hinter dem Begriff der Assistenz, so verstanden wie oben skizziert, verbirgt sich eine neue Qualität 
des Umgangs mit Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, und er wird tiefgreifende Änderungen 
mit sich bringen: 

̇ Änderungen in sog. Betreuungskonzepten; 

̇ Änderungen in Profilen der Einrichtungen der sog. Behindertenhilfe; 

̇ Änderungen in den Arbeitszeiten der Menschen, die professionell assistieren; 

̇ Änderungen in ihrer Ausbildung; 

̇ und schließlich Änderungen im Leben des Personenkreises, um den es hier geht. 
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1.2 Gesamtkontext der Diskussion 

 

Der Begriff der Assistenz ist ein relativ junger Begriff in der Behindertenpädagogik und ist in enger 
Anlehnung an die Selbstbestimmt-Leben-Bewegung zu sehen. Der Begriff ist vielleicht so neu und in 
seiner Bedeutung noch nicht erkannt, dass sogar zwei kürzlich erschienene Handbücher der Behin-
dertenpädagogik den Begriff nicht ausdrücklich berücksichtigen (vgl. ANTOR; BLEIDICK 2001 bzw. 
BUNDSCHUH; HEIMLICH; KRAWITZ 1999). 

„Seit über 20 Jahren haben vor allem körper- und sinnesbehinderte Menschen die Leitidee des 
Selbstbestimmten-Lebens in die öffentliche (Fach)Diskussion eingebracht“ (NIEHOFF, et al 2001, 
376). 

Gemeinhin wird davon ausgegangen, dass der Assistenz-Begriff seine Ursprünge in der Krüppelbe-
wegung hat. Interessant ist, dass er nicht aus Beiträgen der etablierten (Geistig-) Behindertenpädago-
gik heraus entstanden ist, sondern dass es vornehmlich Betroffene waren, die in diese Richtung ar-
gumentierten. 

Es war Franz CHRISTOPH, der den autonomen Standpunkt der Krüppelbewegung in seiner Abwen-
dung von gutgemeinten Aussagen sog. ExpertInnen formulierte. Er forderte „eine kritische Durch-
leuchtung der Voraussetzung von Kooperationsprozessen auf allen Seiten und schonungslose Offen-
heit“ (SCHÖNWIESE 2000, 28): 

„Was heißt es, im Verhältnis Nichtbehinderte - Behinderter schonungslos offen zu werden? Für 
Nichtbehinderte heißt es, 

̇ dass sie endlich zugeben, an der gewaltsamen Ausgrenzung behinderter beteiligt zu sein, 

̇ dass sie anerkennen, noch immer den Behinderten das Recht abzusprechen, für sich selbst zu 
sprechen, 

̇ dass sie denken, dass wir Behinderte - gemessen an ihren Wert- und Normvorstellungen - ein 
unwertes Leben führen, 

̇ dass sie endlich einmal versuchen, ihre Normalität und Wertkategorien zu hinterfragen, 

̇ dass insbesondere nichtbehinderte Wissenschaftler bei sich selbst zu forschen anfangen, die 
uns bisher so selbstverständlich zu ihren Forschungsobjekten gemacht haben! 

Für uns Behinderte heißt das, 

̇ dass wir erkennen, dass unsere Existenz in dieser Gesellschaft auf Lügen, Berechnung und 
Verdrängung basiert - so hart das auch klingen mag, 

̇ dass wir in Heimen zu verfaulen gezwungen werden, 

̇ dass wir zugeben, dass wir, um ein wenig Anerkennung durch Nichtbehinderte zu bekommen, 
bereit sind, uns vor ihnen zu verkaufen und seelisch zu prostituieren, 

̇ dass wir unter uns auch wieder Wertmaßstäbe anlegen, nämlich danach fragen, wer von uns 
am ehesten die Normen der Nichtbehinderten erfüllt“ (CHRISTOPH 1980, 59). 

 

Hier wird unmissverständlich formuliert, welche Grundvoraussetzungen geschaffen werden müssen, 
um eine eigene Identität aufzubauen und Kooperation zu wagen. Und hier wird auch ein Verständnis 
von Behinderung deutlich, dass Behinderung in erster Linie als Ausdruck sozialer Verhältnisse sieht, 
oder genauer formuliert: 

„dass Behinderung ein Produkt gesellschaftlicher Abwertungs- und Vernichtungsstrategien ist, die 
sich in verschiedensten personalen und institutionellen Inszenierungen und an behinderten Perso-
nen ansetzenden Korrektur-Maßnahmen umsetzen“ (SCHÖNWIESE 2000, 29). 

Die Selbstbestimmt-Leben-Bewegung stellt sich dem entgegen und versucht verschleierte Prozesse 
von Ausgrenzung aufzudecken, eigene Bedürfnisse zu formulieren und eigene Vorstellungen über die 
Form und den Umfang von Hilfeleistungen zu äußern. 

In diese Zusammenhänge ist auch die Entstehung, die Verwendung und die konzeptionelle ‘Füllung’ 
des Begriffes Assistenz zu denken. 
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Das Auftauchen, die Verwendung und die Rezeption des Begriffes der Assistenz in Bezug auf Men-
schen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, wird mit etwa „10 Jahren Verspätung“ (NIEHOFF et al, 2001, 
376) sichtbar. 

In Bezug auf die Anfänge des Assistenzmodells ist festzustellen, dass es hier zunächst die praktische 
Assistenz ist, die beleuchtet wird und die sich im sog. Arbeitgeber-Modell organisiert. BOLLAG (1999) 
betont hier u.a., dass dieses Modell davon ausgehe, dass der Hilfeempfänger über eine Reihe von 
Kompetenzen verfüge. Dies wird auch von anderen Autoren immer wieder herangezogen (vgl. auch 
FREHE 1999, 281; MILES-PAUL; FREHSE 1994, 14). 

Diese Kompetenzen sind: 

̇ Personalkompetenz: Das Aussuchen oder Ablehnen von Assistenten; 

̇ Organisationskompetenz: Planung von (Arbeits-)Zeiten; 

̇ Anleitungskompetenz: Dem Assistenten die Form, die Art und den Umfang der Hilfen vorzugeben; 

̇ Raumkompetenz: Festlegen, wo die Hilfe angeboten werden soll; 

̇ Finanzkompetenz: Die empfangenen Hilfen eigenständig bezahlen zu können; 

̇ Differenzierungskompetenz: Eigenständiges Auswählen auf dem ‘Markt der Hilfen’ und Organisieren dieser 
Hilfen. 

 

Hier kann ebenfalls, wie schon beim Begriff der Assistenz, sehr schnell der Eindruck entstehen, dass 
diese Kompetenzen sicherlich nur von wenigen Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, aufge-
bracht würden. Aber auch hier sei die Frage erlaubt: Ist das wirklich so? Wenn ja, warum und wie 
könnte ein Entschlüsseln dieser Kompetenzen und/oder ein Ermächtigen zum Aufbau solcher Kompe-
tenzen aussehen? 

Wenn wir uns diese Fragen nicht stellen, droht der Begriff der Assistenz, der auch für o.g. Personen-
kreis hohe Bedeutung hat und der zu einem Schlüsselbegriff in der Behindertenpädagogik werden 
könnte, dazu beizutragen (wie schon viele Begriffe vor ihm) auszugrenzen: In solche, die Assistenz 
einfordern, die die dazu notwendigen Kompetenzen mitbringen und jene, die dazu scheinbar nicht 
fähig sind, die dann „assistenzunfähig“ sein würden - eine Entwicklung, die mit dem Auftauchen wich-
tiger Entwicklungen für eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben von Menschen, die wir behindert 
nennen, immer wieder aufgetaucht ist: bildungsunfähig, integrationsunfähig, therapieresistent, etc.. 

Wenig zur Klärung der Begriffslage trägt die Auffächerung von verschiedenen Arten der Assistenz, so 
wie sie von THEUNISSEN; HOFFMANN (1999) und THEUNISSEN (2000) vorgeschlagen werden, 
bei: Genannt werden hier folgende Arten: 

̇ Praktische Assistenz: Im Sinne des oben beschriebenen Dienstleitungsmodells, welches davon ausgeht, 
dass der/die HilfeadressatIn über die o.g. Kompetenzen verfügt; 

̇ Dialogische Assistenz: Im Sinne eines partnerschaftlich-freundschaftlichen Verhältnisses mit dem Ziel des 
Erschließens kommunikativer Kompetenzen (in den bereichen Äußerung, Befindlichkeit, Bedürfnis, 
Wunsch); 

̇ Advokatorische Assistenz: Im Sinne einer Fürsprecherfunktion und Interessenvertretung seitens der Assis-
tentInnen; 

̇ Sozialintegrierende Assistenz: Im Sinne des Eröffnens von Möglichkeiten der Integration der Hilfeadressa-
tInnen in ein soziales Netzwerk; 

̇ Konsultative Assistenz: Im Sinne der Schaffung eines beratenden Beistandes, mit dem zusammen Le-
bensfragen oder die Suche nach Problemlösungen durchdrungen werden sollen; 

̇ Faciliatorische Assistenz: Im Sinne einer Förderung von Lernprozessen (z.B. durch stimulierende Alltags-
materialien); 

̇ Lernzielorientierte Assistenz: Im Sinne des Bereitstellens strukturierter subjektorientiert-didaktischer Lern-
hilfen zum Erwerb subjektiv bedeutsamer Fertigkeiten; 

̇ Intervenierende Assistenz: Im Sinne einer persönlichen Hilfe bei Selbst- oder Fremdgefährdung, orientiert 
am Autonomiebedürfnis der HilfeadressatInnen. 

 

Abgesehen von der bereits beschriebenen praktischen Assistenz und der dialogischen Assistenz, 
entsteht der Eindruck, als würde der Begriff der Assistenz hier überstrapaziert und verwässert. Denn 
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Begriffe wie faciliatorische oder lernzielorientierte Assistenz bewegen sich wieder in sehr starker Nähe 
zu überkommenen Fördermodellen. Das Ergebnis ist eine abermalige Begriffsverwirrung. 

Auf dieses Begriffswirrwarr bzw. dessen Entzerrung hat bereits URBAN (2000) hingewiesen. Er kenn-
zeichnet mögliche begriffliche Fassungen der individuellen Unterstützung bezüglich des Wohnens von 
Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, wie folgt (vgl. ebd., 6f.): 

 

Betreutes Wohnen/Betreutes Einzelwohnen - im Sinne eines reduzierten Hilfekonzeptes für Men-
schen, die relativ selbständig seien, ursprünglich aber ein Sparmodell, das von vielen Trägern un-
kritisch übernommen worden sei; 

Ambulant betreutes Wohnen - im Sinne einer aufsuchenden Form der Hilfe, die aber durch zu gro-
ße Gruppen unter einem Dach konterkariert würde; 

Pädagogische Betreuung im eigenen Wohnraum - im Sinne eines von Diensten unabhängigen 
Wohnraumes, aber mit der Gefahr der weiterhin existierenden „Pädagogisierung“; 

Assistenz beim Wohnen - im Sinne eines die Selbstbestimmung des Betroffenen wahrenden Kon-
zeptes, das allerdings Machtpositionen der Helfenden gegenüber Menschen, die nicht direkt für 
sich selbst sprechen könnten, zu verschleiern drohe; 

und schließlich: Unterstütztes Wohnen oder Unterstützung beim Wohnen - im Sinne eines gewan-
delten Hilfeangebotes „vom Betreuer zum Begleiter“, welches die Verantwortung der Helfenden be-
nenne, „ohne alte Machtpositionen der Fürsorge neu zu besetzen“ (ebd.). 

 

Von besonderer Bedeutung ist in diesem Kontext der Hinweis auf die Bedeutung von sichtbaren oder 
u.U. verschleierten Machtstrukturen. Das ist, diskutiert man das Assistenzmodell bezüglich seiner 
Tauglichkeit und Umsetzbarkeit auf Belange für Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, sicher-
lich ein zentraler Problempunkt. 

FEUSER (2001) hat dies jüngst wie folgt formuliert: 

„Zuwachs an Möglichkeiten der Selbstbestimmung bei einem Menschen macht -lassen Sie es mich 
so sagen- bezogen auf das Gesamt der Möglichkeiten, solche zu realisieren, nötig, dass ein ande-
rer Macht abgibt, auf ein vermeintliches Privileg verzichtet, einen Vorteil nicht nutzt, der einem an-
deren zum Nachteil gerät, ihn einschränkt, entmündigt usw. Es ist damit am anderen nicht eine 
neue Kompetenz auszubilden, die wir „Selbstbestimmungsfähigkeit“ nennen, sondern die Wahr-
nehmung und Analyse der ‘Verhältnisse zwischen den Verhaltensweisen’ zu leisten, die deren 
Funktion und Bedeutung offenlegt“ (FEUSER 2001, 337). 

und weiter: 

 „Selbstbestimmung ist zu verantworten oder sie bleibt als isolierte Kompetenz eines Menschen nur 
neuer Ausdruck alter Verhältnisse, nämlich von Macht und Herrschaft“ (ebd.). 

 

Der Begriff der Assistenz ist ebenso wie der von FEUSER genannte Begriff der Selbstbestimmung 
unter den o.g. Aspekten zu lesen und zu beurteilen, soll er nicht zum verschleiernden Schlagwort 
verkommen, bevor er überhaupt dazu beitragen konnte, die Lebenswirklichkeit von Menschen, die wir 
‘geistig’ und/oder ‘schwer geistig behindert’ nennen, gemeinsam mit ihnen zu verändern. 

 

 

 

1.3 Problem der Übertragung auf eine Pädagogik für Menschen,  

die wir ‘(schwer) geistig behindert’ nennen 
 

NIEHOFF et al. (2001) haben jüngst, wie zuvor ansatzweise schon HÄHNER und NIEHOFF (1997), 
versucht, die Entwicklung zu diesem Begriff hinsichtlich der Arbeit mit Menschen, die wir ‘geistig be-
hindert’ nennen, historisch einzuordnen. Sie schlagen folgende Übersicht vor: 
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Schaubild 
Paradigmen in der Arbeit mit geistig behinderten Menschen 

Begriffe Verwahrung Förderung Begleitung 
Zeitschiene 1945-60er Jahre, punktuell auch 

heute noch 
60er bis in die 90er Jahre ab ca. Mitte der 90er Jahre 

Menschenbild biologistisch-nihilistisch (G. 
Theunissen) 
 
nicht lernfähig 
 
„DU KANNST NICHTS, DU LERNST 

NICHTS“ 

pädagogisch-optimistisch 
 
 
lernfähig 
 
„AUS DIR KANN ETWAS WERDEN“ 

vollakzeptierend 
 
 
gleichartige Persönlichkeit 
 
„DU BIST“ 

Professionelle Handlungen verwahren fördern begleiten 

Ziele gute Pflege: 
satt und sauber 

Kompetenzerwerb 
Verselbständigung 

Lebensqualität 
Selbstbestimmung 

Professionelle Instrumente im besten Fall: 
Pflege und Behandlungsplan 

Förderplan Zukunftsplanung, 
Erwachsenenbildung 

Institutionalisierte Hilfen Psychiatrische Krankenhäuser, 
Anstalten 

Sondereinrichtungen 
(Reha-Ketten) 

Offene Hilfen 
Community Care 
Inklusion 

wichtige Bezugsgruppen Mediziner 
Krankenpfleger 
Krankenschwestern 

Eltern; Pädagogen 
und Therapeuten 

Begleiter/Assistenten 
Eltern und Angehörige 

(Quelle: NIEHOFF, et al, IN: Behindertenpädagogik 3/2001, 377) 

 

Diese Zusammenstellung hat programmatischen Charakter, denn auch die o.g. AutorInnen sind sich 
sicher der Tatsache bewusst, dass wir noch weit entfernt von einem „vollakzeptierenden“ Menschen-
bild sind und sie lassen uns im Unklaren darüber, was sie darunter genau verstehen. Auch erscheint 
in diesem Zusammenhang erwähnenswert, dass das Menschenbild in der Vergangenheit (hier wird 
exemplarisch der Zeitraum von 1945 bis in die 60er Jahre genannt) gerne als ein ‘biologistisch-
nihilistisches’ bezeichnet wird, was eine extreme Verkürzung historischer Sachverhalte darstellt. 

Von größerem Interesse sind die genannten Schlagworte bezüglich der ‘Ziele’, der ‘professionellen 
Hilfen’ bzw. der hieraus resultierenden ‘institutionellen Hilfen’ und die letztlich unter dem Stichwort 
‘Bezugsgruppe’ auftauchenden ‘Assistenten’ 

Begriffe wie ‘Assistenz’ oder ‘assistieren’ werden hier aber sonst vermieden und durch Begriffe wie 
‘begleiten’ oder ‘Begleiter’ ersetzt. An anderer Stelle betont NIEHOFF (2001a, 16), Begriffe wie ‘Be-
gleitung’ oder ‘Unterstützung’ taugten eher dazu, die Tätigkeit zu beschreiben, welche die Arbeit mit 
Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, charakterisiert. Im Begriff der Assistenz seien „sehr 
persönliche Beziehungen zu Mitarbeitern (...), [die] auf einer partnerschaftlichen Ebene, in Augenhöhe 
sozusagen“ (ebd.) stattfänden, nicht enthalten. Diese Auffassung bedarf einer Ergänzung, denn, um 
noch einmal auf die eingänglichen etymologischen bzw. semantischen Anmerkungen zurückzukom-
men, das ‘Zur-Hand-Gehen’ für jemanden, nach dessen Anweisung, beinhaltet auch die Beziehungs-

ebene!
1
 

Ich muss eben diese Anweisungen in Beziehung, dialogisch, und in jedem Falle auf Augenhöhe, 
wahrnehmen und bei Bedarf auch entschlüsseln. Und: Das ‘Zur-Hand-Gehen’, nach jemandes Anwei-
sung, bedingt die Umkehrung des von URBAN und FEUSER angemahnten Machtgefüges: „Ich (Be-
treuer) gebe Dir, zu Deinem Besten, Anweisungen“ in: „Ich, Mensch, von Dir geistig behindert ge-
nannt, gebe Dir Anweisung, wie Du mir zur Hand zu gehen hast!“. 

Sicherlich beinhaltet eine solche Sichtweise auch Probleme, wenn man sie in Beziehung setzt zu 
Menschen, die wir als ‘schwer geistig behindert’ bezeichnen und/oder denen wir schwerwiegende 

                                                      
1
 Dies wird auch ausdrücklich von Menschen mit Körperbehinderungen bestätigt (z.B.: im ZSL Köln). Hier scheint es gewisse Differenzen 

gegenüber Aussagen anderer AutorInnen zu geben (vgl. ROCK 2001, 60) Die Bedeutung des Beziehungsaspektes bei allen Formen von 
Assistenz scheint zumindest noch nicht genau definiert. 
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Verhaltensauffälligkeiten zuschreiben. SEIFERT (2001) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, 
dass sich Menschen mit schweren Behinderungen 

„vor allem in elementaren Bereichen wie Nahrungsaufnahme, Mobilität und Körperhygiene Möglich-
keiten [eröffnen], auf die Gestaltung ihres Alltags unmittelbar Einfluss zu nehmen. Sie signalisieren 
Wünsche, Vorlieben, Ablehnung oder Verweigerung auf vielfältige Weise“ (vgl., ebd., 25). 

Genau dies zu entschlüsseln ist zentrale Aufgabe des Assistenzmodells. Das Erkennen, Beschreiben, 
Deuten und Aufgreifen dieser „vielfältigen Weise(n)“ macht professionelle Assistenz in Bezug auf 
Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, aus. Hier fehlen noch Instrumente und Methoden. Dies 
darf aber nicht zu Aussagen verleiten, wie z.B. ROCK sie in diesem Zusammenhang tätigt, wenn sie 
schreibt: 

 

„Erschwerend kommt hinzu, dass bei schweren Formen geistiger Behinderung die Bedürfnisse 
nicht (sic!) oder nur sehr subtil zum Ausdruck gebracht werden können“ (ROCK 2001, 60). 

 

Dem entgegen sind jedoch einige wenige Instrumente und Methoden bereits erprobt und können ei-
nen wichtigen Beitrag zur Umsetzung o.g. Erfordernisse leisten. An dieser Stelle sei auf die im Rah-
men eines Forschungsprojektes zur Lebenssituation von Menschen, die wir schwer ‘geistig behindert’ 
nennen und die im Heim leben, entwickelten Checklisten für eine individuelle Lebensbegleitung dieses 
Personenkreises im Bereich des Wohnens hingewiesen (vgl. SEIFERT et al 2001, 396ff.). Dies 
Checklisten sind von hoher pragmatischer Bedeutung bei der Evaluation von Angeboten in Wohnein-
richtungen. 

Exemplarisch soll darüber hinaus an dieser Stelle die Methode der Rehistorisierung, so wie sie 
JANTZEN und LANWER-KOPPELIN (1996) beschrieben haben, vorgestellt und auf einige zentrale 
Aspekte hingewiesen werden. Es soll aufgezeigt werden, wie diese Methode in jedes zu schaffende 
Konzept von Assistenz für Menschen, die wir ‘(schwer) geistig behindert’ nennen, einfließen kann. 

 

Die Methode der Rehistorisierung geht von folgenden Annahmen aus: 

 

̇ Der Mensch ist nicht als Geschichte einer Krankheit / Behinderung zu verstehen 

 

Dies bedeutet, dass ein Mensch mit einer Behinderung nicht auf diese reduziert werden kann. In sei-
ner Individualität ist er mehr als ein „Defektträger“ und hat seine eigene, persönliche Geschichte, die 
ihn geprägt hat und die den Schlüssel zum Verstehen seines Daseins und So-Seins liefert. Oft ist 
diese Geschichte aber eben reduziert auf die Geschichte seiner Behinderung, andere wichtige Aspek-
te, die seine Entwicklung bestimmt haben, bleiben unberücksichtigt oder sind verloren gegangen. Dies 
gilt besonders, aber nicht nur, für den Personenkreis der Menschen, die lange in Institutionen hospita-
lisiert waren. Ihre individuellen Lebensgeschichten müssen daher re-historisiert werden 

 

̇ Jeder Mensch zeichnet sich durch seine lebenslange Lern- und Entwicklungsfähigkeit aus 

 

Wie bereits erwähnt, verhindert eine sog. ‘geistige Behinderung’ Lernen und Entwicklung nicht, sie 
geschieht vielmehr auf anderen, uns oft schwer zugänglichen Ebenen, die es aufzudecken gilt. 

 

̇ Rehistorisierung versucht, den Menschen wieder in seine eigene Geschichte zu versetzen 

 

Eine oft jahrzehntelange Unterbringung in Einrichtungen ohne individualisierte Hilfeangebote kann 
dazu führen, dass die eigene Biographie des Menschen mit Behinderung verschwindet und nur noch 
die Behinderung im Mittelpunkt seiner Individualität steht. Kompetenzen, lebensgeschichtlich wichtige 
Ereignisse und individuelle Bedürfnisse werden nicht mehr wahrgenommen, oft sogar abgestritten. 

 

̇ Es geht um die Entschlüsselung jeglichen Ausschlusses als inhuman 
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Nicht zuletzt BASAGLIA (1974) hat gesellschaftlichen Ausschluss von bestimmten Gruppen (Men-
schen mit psychischen Krankheiten und/oder Behinderungen) prinzipiell als inhuman beschrieben. Die 
Rehistorisierung versucht, den betroffenen Menschen wieder teilhaben zu lassen, an für ihn bedeut-
samen gesellschaftlichen Prozessen. 

 

̇ Es geht um die Entschlüsselung jeder Tätigkeit als sinnvoll und systemhaft 
 

Hinter dieser Aussage steht die Annahme, dass sämtliche Verhaltensweisen eines Menschen sinnvoll 
und systemhaft sind, d.h. innerhalb eines lebenden Systems als entwicklungslogisch betrachtet wer-
den müssen. Auch sog. Verhaltensstörungen oder problematische Verhaltensweisen sind für die 
betreffende Person zunächst sinnvolle Verhaltensweisen, die unter seinen aktuellen Lebensbedin-
gungen entstanden sind und Bewältigungsmuster seines Alltags bedeuten können. Dahinter steht die 
Frage, warum jemand so ist, wie er ist und was zu tun ist, um ihm Alternativen für seine u.U. proble-
matischen Verhaltensmuster anzubieten. 

 

̇ Im Mittelpunkt der Rehistorisierung steht der Aspekt des Verstehens 

 

Wie bereits in dem vorangegangenen Punkt angedeutet geht es darum, Wege zu finden, den anderen 
zu verstehen. Bezüglich dieses Aspektes kann man wie folgt fragen: 

Welche Aspekte von Fähigkeiten und Beschränkungen werden bei dem betreffenden Menschen, der 
unter Bedingungen von Behinderung lebt, z.B. in den Akten oder anderen schriftlichen Protokollen, 
Überlieferungen, etc. hervorgehoben (ggf. unterschiedlich von verschiedenen Autorinnen und Auto-
ren, z.B. medizinische oder psychologische Stellungnahmen oder Gutachten u.a.m)? 

Wo und wie werden gelungene Aktivitätsmuster des betreffenden Menschen beschrieben (die aber 
z.B. ein verspätetes Durchlaufen verschiedener Stufen von Intelligenz beschreiben)? 

Welche Lebensäußerungen dieses Menschen werden als nicht verstehbar / bizarr o.ä. beschrieben? 

Wo tauchen ggf. genauere Verhaltensbeobachtungen in den Akten auf, die hilfreich zum Entschlüs-
seln von Symptomen sein können? 

 

̇ Es geht um den Übergang zwischen Erklären und Verstehen 

 

Dieser vielleicht schwierigste Gedanke des Konzeptes der Rehistorisierung leitet sich von dem weiter 
oben in Anlehnung an SCHÖNWIESE (2000) zitierten Verständnis von Behinderung ab: 

Wenn man davon ausgeht, dass eine sog. ‘geistige Behinderung’ in erster Linie ein soziales Faktum 
ist (vgl. JANTZEN 1999), dann hat ein Leben unter Bedingungen dieser sog. ‘geistigen Behinderung’ 
ganz bestimmte Auswirkungen auf den Aufbau der Persönlichkeit: 

Nicht der „Defekt“ ist das entscheidende Ereignis, sondern die durch den „Defekt“ radikal veränderte 
soziale Entwicklungssituation des Menschen, den wir ‘geistig behindert’ nennen. 

 

Dies hat Folgen: 

Die Aufrechterhaltung des eigenen Selbst wird labil und es kommt zur Produktion von Symptomen. 
Diese Symptome, die oft als bloße pathologische Verhaltensmuster der betreffenden Person gedeutet 
wurden und werden, sind in einem solchen Verständnis aber nur erklärbar als Versuche der Erhaltung 
von Selbständigkeit (Autonomie) der betreffenden Person unter Bedingungen der Isolation. Ein so 
verstandenes Verhalten kann dann nicht mehr ‘pathologisch’ genannt werden, sondern spiegelt eine 
Kompetenz der betreffenden Person wieder. 

Das Problem hierbei ist, dass diese Symptome meist als Beweis für eine Anormalität gedeutet wer-
den. Ein Symptomverständnis hingegen, dass die Entstehung eines Symptoms als kompetente Erhal-
tung von Autonomie unter isolierenden Bedingungen erklärt, kann das Problem der Symptomatik nicht 
in der betreffenden Person (im Subjekt) finden. Vielmehr im fehlenden Begreifen und Verstehen der 
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sozialen Umwelt (Angehörige, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, etc.) und in dem aus beiden Gründen 
abreißenden Dialog oder gescheiterten Kommunikationsversuchen zwischen der betreffenden Person 
(dem Subjekt) und der Umwelt. 

 

Ein abschließendes Zitat, kann die o. g. Ausführungen vielleicht zusammenfassen: 

„Geistige Behinderung als soziale Konstruktion bedeutet nicht, dass die Biologie keine Rolle spielen 
würde. Ganz im Gegenteil. Sie versetzt geistig behinderte Menschen in ein anderes Verhältnis zu 
den Menschen und zur Welt und damit zur Möglichkeit des Aufbaus von Sprache, Kultur und Identi-
tät. Und dieses Verhältnis dauert das ganze Leben. Allerdings ist es nicht mehr die Biologie, die in 
diesem Prozess die führenden Rolle spielt, sondern die Fähigkeit der jeweiligen Umgebung, ihre 
Ausdrucksweisen so zu normalisieren, dass jeder behinderte Mensch auf jedem Niveau und in je-
dem Lebensabschnitt besondere Möglichkeiten der Teilhabe entwickeln kann. Geschieht dies nicht, 
so entwickeln sich behinderte Menschen in kultureller, in sprachlicher und in dialogischer Isolation“ 
(JANTZEN 1999, 211). 

 

Wie aus den vorangegangenen Ausführungen ersichtlich, geht bei der Rehistorisierung nicht um blo-
ße Biographiearbeit. Es geht um das Um- und Neuschreiben von Kranken- oder Behinderungsge-
schichten in Lebensgeschichten. Es geht um die Entschlüsselung von Bedingungen der Isolation in 
der bisherigen Lebensgeschichte der Betroffenen und um die Entschlüsselung ihrer „psychopatholo-
gischen Problematik“ (BASAGLIA 1974) unter Bedingungen des sozialen Ausschlusses. Denn diese 
Prozesse des Ausschlusses, die institutionell und gesellschaftlich entstanden sind, haben ein Bild von 
Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, geschaffen, welches vielerorts weiterhin noch leitend ist: 
Das Bild eines Wesens, das, von Naturprozessen heimgesucht, isolierender Schutz- und Schonräume 
bedarf und nicht das Bild von einem Menschen, der unter Bedingungen des (gesellschaftlichen) Aus-
schlusses ein Repertoire von sinnvollen Verhaltensweisen entwickelt hat, um unter diesen Bedingun-
gen zu überleben. 

 

 

 

1.4 Zusammenfassende Gedanken 

 

Zusammenfassend kann bezüglich der Begriffsdiskussion festgehalten werden, dass im Sinne des 
Vermeidens neuer Rest-Gruppen (die, die nicht zur Assistenz fähig sind - die, denen man nicht assis-
tieren kann, etc.), auch Menschen, die wir ‘schwer’ oder ‘schwerst geistig behindert’ nennen, der As-
sistenz bedürfen, dazu Signale der Anleitung senden können und dies in dialogisch-kooperativer Be-
ziehung mit der betreffenden Person entschlüsselt, übersetzt und umgesetzt werden kann. Dies erfor-
dert eine hohe Professionalität in der sozialen Arbeit, die vor allen Dingen sich ständig bewusst dar-
über sein muss, dass es neue Formen von Macht, Bemächtigung oder Pädagogisierung unbedingt zu 
verhindern gilt. 

Mit FEUSER (2001) soll in diesem Zusammenhang aber ausdrücklich davor gewarnt werden, 

„...stillschweigend davon auszugehen, dass sich mit der Antizipation und Etablierung einer solchen 
Kategorie als Werteinheit wie als Zielkategorie [gemeint ist z.B. die Selbstbestimmung, die Assis-
tenz; E.W.] die entsprechende Wirklichkeit quasi von selbst realisieren würde“ (FEUSER 2001, 
311). 

Dies kann nur mittels einer genauen Analyse gesellschaftspolitischer und fachwissenschaftlicher Vor-
gänge geschehen, was den Rahmen dieser Expertise weit sprengen würde. Um die Bedeutung die-
ses Sachverhalts zu betonen, auch bezüglich der Notwendigkeit und Schaffung veränderter Ausbil-
dungskonzepte, seien abschließend nochmals FEUSER und SCHÖNWIESE zitiert, die auf diese Zu-
sammenhänge in unterschiedlicher Form aufmerksam machen: 

„Hier geht es um die Analyse gesellschaftlicher und fachlicher Verhältnisse in allen Dimensionen, 
die als relevante erfassbar sind, worauf, um nur einige zu nennen, z.B. die Arbeiten von 
FOUCAULT (1978), GOFFMAN (1973) und BASAGLIA et al (1980) verweisen, um deren Trans-
formation in Ausbildungs- und Beratungskonzepte, dann um deren Transformation in persönliches 
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Wissen, in Einstellungen und Haltungen, die wiederum in eine (professionelle) Praxis zu transfor-
mieren sind. Dabei wäre die Historizität eines jeden Prozesses in der Spanne von Vergangenem 
und Zukünftigem zu berücksichtigen, die sich in der jeweiligen Gegenwart entfaltet“ (ebd.). 

Und SCHÖNWIESE in ähnlichem Kontext: 

„Die Grundsätze der Selbstbestimmung [und damit auch das Assistenzmodell; E.W.] gelten aber 
auch für Personen mit schwersten Beeinträchtigungen und es stellt sich immer wieder die Frage 
nach der Rolle und der Qualifikation der UnterstützerInnen, die die Selbstbestimmung wahren kön-
nen“ (SCHÖNWIESE 2000, 31). 

Daher muss eine professionelle Assistenz in Bezug auf Menschen, die wir ‘(schwer) geistig behindert’ 
nennen, folgende zentrale Aspekte immer mit berücksichtigen: 

̇ Anweisungen lesen lernen; 

̇ Kompetenzen entschlüsseln; 

̇ Signale erkennen; 

̇ Methoden zum Erkennen solcher Signale entwickeln; 

̇ Beachtung der persönlichen Lebensgeschichten (Vorgeschichte / Geschichte der persönlichen Isolation); 

̇ Bereitschaft, Macht abzugeben. 
 

Auf Seiten der Institutionen wären Bedingungen struktureller Gewalt und paternalistischer Gewaltaus-
übung abzubauen und Prozesse von Deinstitutionalisierung einzuleiten (vgl. JANTZEN 2001b): 

GALTUNG (1997) unterscheidet direkte (unvermittelte) von indirekter (vermittelter) Gewalt, die er als 
strukturelle Gewalt bezeichnet. Sie tritt als Naturereignis, Schicksal oder sozialer Sachzwang auf. In 
Abgrenzung zu direkter Gewalt leistet GALTUNG eine Differenzierung des Begriffes der strukturellen 
Gewalt, indem er folgende Dimensionen heranzieht: Überleben, Wohlergehen, Identität, Freiheit. So 
kommt er beim Versuch einer Abgrenzung der Begriffe direkte vs. indirekte Gewalt zu folgenden Ge-
genüberstellungen: 

Bezüglich der Dimension Überleben: Getötet werden vs. Verhungern oder durch Seuchen umkom-
men; bezüglich der Dimension Wohlergehen: Verstümmelung, Belagerung, Sanktionen, Elend vs. 
Unterernährung, Krankheit; bezüglich der Dimension Identität: Desozialisierung, Resozialisierung, 
Bürger zweiter Klasse vs. Penetration (der Begünstigte erhält einen Platz im Benachteiligten) und 
Normierung; bezüglich der Dimension Freiheit: Unterdrückung, Vertreibung vs. Marginalisierung. 

In Bezug auf den Personenkreis der Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen und die in Einrich-
tungen leben, könnten Prozesse struktureller Gewalt etwa wie folgt aussehen: Bezüglich der Dimen-
sion Überleben: z.B. Mangel an qualifiziertem Personal; bezüglich der Dimension Wohlergehen: Aus-
bleiben von Wahlmöglichkeiten (z.B. bei der Nahrungsaufnahme); bezüglich der Dimension Identität: 
z.B. wiederholtes Bevormunden der HilfeadressatInnen; bezüglich der Dimension Freiheit: z.B. be-
grenzte Kontaktmöglichkeiten zu Mitmenschen mit oder ohne Behinderung. 

 

In Anlehnung an JACKMAN (1996) nennt JANTZEN (ebd.) Elemente, die Paternalismus definieren 
und die sich ebenfalls in Einrichtungen der Behindertenhilfe finden lassen: 

̇ „Der Anspruch, die wirklichen Interessen der Benachteiligten besser verstehen zu können, als diese selbst; 

̇ der Anspruch moralischer Überlegenheit gegenüber der Gruppe der Benachteiligten und die damit verbun-
dene beanspruchte letzte Entscheidungsgewalt über deren wirkliche Interessen; 

̇ die emotionale Bekundung der Wohltäterschaft; 

̇ die Nachahmung von Eltern-Kind-Beziehungen; 

̇ die Kriminalisierung der Benachteiligten bei Durchbrechen der von den Überlegenen vorgegebenen Gren-
zen; 

̇ die Überprüfung der Würdigkeit, Leistungen oder Zuwendung zu erhalten; 

̇ die sentimentale Selbstdefinition der vorgeblichen WohltäterInnen, wobei Sentimentalität schnell in Terror 
umzuschlagen vermag, sobald sich ihr Objekt nicht als dankbar erweist“. 

 

Bezüglich des Begriffes der Deinstitutionalisierung soll festgehalten werden, dass er in vielen Berei-
chen dem Begriff der Enthospitalisierung vorzuziehen ist, denn: 
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„...letzterer Begriff ist zu eng mit Assoziationen zu Hospital und Großeinrichtung behaftet. Er sugge-
riert nur allzu leicht, dass innerhalb der Großenrichtungen selbst keine Prozesse von Enthospitali-
sierung beginnen könnten und dass das Verlassen von Großeinrichtungen zwangsläufig zur Ver-
meidung von Hospitalisierung führe“ (JANTZEN 2000, 338). 

 

Ergänzt werden soll in diesem Zusammenhang, dass Deinstitutionalisierungsprozesse einem ernst 
gemeinten Assistenz-Modell vorausgehen müssen: Denn auch in einer kleinen Wohngruppe können 
Strukturen einer ‘totalen Institution’ (vgl. GOFFMAN 1973, 17) herrschen bzw. können die dort leben-
den Menschen ‘Überlebensstrategien’ entwickeln, wie GOFFMAN (ebd.) sie beschrieben hat und die 
keinesfalls Ausdruck einer naturhaften Andersheit von Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, 
sind. Diesen Entwicklungen kann nur mit Deinstitutionalisierungsprozessen begegnet werden. 

 

Im folgenden werden daher Handlungsmodelle aus Institutionen aufgezeigt, die sich oben beschrie-
benen Problemen gestellt und die daraus resultierend ein neues Selbstverständnis konstituiert haben, 
welches mit dem Begriff der Assistenz überschrieben werden könnte. Dabei handelt es sich teils um 
Modelle aus den sog. Offenen Hilfen, teils um Modelle aus Institutionen, die sich in grundlegenden 
Veränderungsprozessen befinden, teilweise jedoch als Großeinrichtung „begonnen“ haben. Betont 
werden soll nochmals, dass die Auswahl insgesamt weder repräsentativ sein kann, noch den An-
spruch hat, sämtliche vorhandenen Modelle bezüglich des Themas beschreiben zu wollen. 

Dennoch haben die Besuche und Fachgespräche dazu beigetragen, innovative Handlungsmodelle 
kennen zu lernen, diese beschreiben zu können, weitere Handlungsbedarfe formulieren und Verände-
rungsanforderungen für Einrichtungen und die Fachdisziplin aufstellen zu können. 
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2. Ausgewählte Beispiele aus der Praxis  

(Handlungsmodelle) 
 

 

2.1 „Wichtig ist die Beziehung!“ –  

Das Zentrum für selbstbestimmtes Leben (ZsL), Köln 

 

 

Zentrum für selbstbestimmtes Leben (ZsL), Köln 

An der Bottmühle 2-15,  50678 Köln 

Gespräch mit HORST LADENBERGER und FRAU LÜBKE am 25.10.2001 

 

Das Zentrum für selbstbestimmtes Leben (ZsL) Köln besteht seit 1987. Wie viele andere Zentren die-
ser Art ist es entstanden aus der Krüppelbewegung, die wiederum ihre Impulse aus der US-
amerikanischen independent-living-Bewegung erhalten hat. Die Arbeit im ZsL Köln verläuft nach dem 
Prinzip des peer-counseling, d.h. Menschen mit Behinderungen arbeiten für bzw. beraten Menschen 
mit Behinderungen, die Hilfe brauchen. In Abwendung klassischer Modelle der Betreuung und/oder 
stationärer Unterbringung, versucht man gemeinsam zu untersuchen, was verändert werden kann 
und muss, um ein möglichst selbstbestimmtes Leben in eigener Wohnung zu verwirklichen. 

Obschon man hier hauptsächlich Menschen mit Körperbehinderungen berät, ist das ZsL prinzipiell 
offen für Menschen mit jeglicher Form einer Behinderung. 

Jedoch ist auch hier erkennbar, dass sich das Modell des peer-counseling bisher ausschließlich auf 
Menschen mit Körperbehinderungen beschränkt. Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, arbei-
ten z.Zt. nicht im ZsL Köln. 

Dementsprechend ist auch die Kundschaft, die Beratung sucht, eher außerhalb der Personengruppe 
von Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, zu finden. 

Dies wiederum hat auch Auswirkungen auf das Verständnis und die konzeptionelle Gestaltung des 
Assistenzmodells. Hier wird es hauptsächlich verstanden und praktiziert im Sinne des Arbeitgebermo-
dells, aber auch die persönliche Assistenz im Zusammenhang mit der ISB nimmt breiten Raum ein 

Man ist im ZsL Köln jedoch der Meinung, dass prinzipiell keine Unterschiede in Bezug auf die uns hier 
interessierende Personengruppe der Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, bestehe. Was 
fehle, seien vor allem Angebote und Methoden, die das Assistenz-Modell für diesen Personenkreis 
öffne. 

 

Ein Aspekt, der bereits ausführlich diskutiert wurde, soll an dieser Stelle aber noch einmal aufgegriffen 
werden: Die Frage nach der Beziehung und der Assistenz. In dem Papier des ZsL Köln zur Assis-
tenzberatung heißt es u.a.: 

„Je länger die AssistentInnen bei ihnen [gemeint sind ‘assistenzbedürftige’ Menschen; E.W.] arbei-
ten, desto besser lernt man sich kennen, desto eher entsteht Vertauen und eine kooperative Basis, 
desto besser und zuverlässiger wird die Assistenz“ (ZsL Köln 2001a, 6). 

 

Hier wird, und zwar ausdrücklich in Bezug auf Menschen mit einer Körperbehinderung, betont, dass 
der Beziehungsaspekt eine wichtige, wenn nicht zentrale Rolle beim Assistenzkonzept spielt. Dialog, 
Kooperation und Beziehung gehören demnach immer zum Assistenzmodell, sind immanente Be-
standteile dieses Ansatzes. 

Dass dies bezüglich oft noch fehlender Angebote, Methoden und Konzepte für den Personenkreis der 
Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, zentral wichtig ist, wurde an anderer Stelle bereits be-
tont (vgl. Punkt 2.3). 
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2.2 „Unsichtbare Hilfen“ - 

Der fib e.V., Marburg; Arbeitsbereich ‘Unterstütztes Wohnen’ 

 

 

fib e.V. Verein zur Förderung der Integration Behinderter e.V., Marburg, Arbeitsbereich ‘Unterstütz-
tes Wohnen’ 

Am Erlengraben 12a, 35037 Marburg 

Gespräch mit INGE MICHEL, GERD OTTO (Heilerziehungspfleger; Referent für Fachberufskunde an 
der Heilerziehungspflegeschule Marburg) und MARTINA BESAND (Erzieherin) am 14.08.2001 

 

Der fib e.V. ist historisch aus zwei Quellen entstanden: Zum einen aus VertreterInnen der Krüppelbe-
wegung, zum andren aus engagierten professionellen (Behinderten-) PädagogInnen, die sich eine 
reformierte Behindertenpolitik zum Ziel gesetzt hatten und haben. Das Thema Assistenz ist, zunächst 
bezogen auf Menschen mit Körperbehinderungen, immer von großer Bedeutung für die Arbeit des fib 
e.V. gewesen. 

Im Unterschied z.B. zu der Arbeit in HamburgStadt (vgl. 3.5) kann man die Hilfen des fib e.V. nicht 
„sehen“. Es gibt zwar ein differenziertes Angebot von Wohnmöglichkeiten, verschiedene Wohnformen 
kann man sich aber nicht ansehen, sondern das ‚Profil’ einer Wohnform entsteht im Verlauf der Bera-
tung, ähnlich wie in der Vorbereitung zum Wohnen bei der SELAM-Lebenshilfe (vgl. 3.3). 

Bezüglich der Personalentwicklung zeichnet sich der fib e.V. durch eine sehr flache Hierarchie aus, 
verbunden mit einer sehr geringen Fluktuation an MitarbeiterInnen. Neueinstellungen werden gezielt 
bezüglich des Leitbildes des fib e.V. ausgesucht. 

Generell kann gesagt werden, dass die vermittelten Wohnungen allesamt eigene Wohnungen der 
Personen, welche die Hilfe des fib e.V. in Anspruch genommen haben, sind, d.h. alle Personen haben 
einen eigenen Mietvertrag bzw. einen vom gesetzlichen Vertreter unterzeichneten Mietvertrag. Der fib. 
e.V. besitzt also nicht einen vergleichbaren Anteil an Immobilien, wie das z.B. in Hamburg ist (was 
dort allerdings begründet ist durch die Geschichte der Alsterdorfer Anstalten). 

Demnach stellt sich nicht die Frage, welches Haus z.B. zu einem Menschen mit hohem Assistenzbe-
darf passt, sondern: wie muss das Team verändert werden, damit die entsprechende Person ‘Kunde’ 
werden kann! 

 

Insgesamt gibt es im fib e.V. folgende fünf Arbeitsbereiche: 

̇ Persönliche Assistenz; 

̇ Beratung / peer-counseling; 

̇ Unterstütztes Wohnen; 

̇ Familienunterstützende Hilfen / Hilfen zur Schulischen Integration; 

̇ Hilfen im Alltag (früher: ‘ambulante Hilfsdienste’). 
 

Unter „persönlicher Assistenz“ versteht man beim fib e.V. das, was man früher „Individuelle Schwerst-
behindertenbetreuung“ (ISB) nannte, also individuelle und intensive Hilfen für Menschen mit Körper-
behinderung. MitarbeiterInnen, die im ‚Unterstützten Wohnen’ arbeiten, heißen beim fib e.V. aber Bet-
reuerInnen (MitarbeiterInnen aber, die mit Menschen mit Körperbehinderung arbeiten, werden Assis-
tentInnen genannt!), arbeiten aber u.U. im Sinne von AssistentInnen, so, wie sie etwa im Hamburger 
Modell beschrieben werden (vgl. 3.5). Letztlich ist es aber nicht eine Frage der Bezeichnung, sondern 
eine Frage des Selbstverständnisses, denn es wird hier zwar „betreut“, aber im Sinne „persönlicher 
Assistenz“. 
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Es zeigt sich hier erneut, dass die Begrifflichkeiten nicht klar abgegrenzt sind, u.a. auch, weil man zu 
wenig von anderen Einrichtungen weiß, aber auch aus dem Grund, dass die Fachwissenschaft bisher 
(noch) keine klare Begrifflichkeit liefert. 

 

Assistenz bei Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen 

Nach Aussagen der GesprächspartnerInnen in Marburg liegt das Problem der Assistenz bei Men-
schen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, in dem Umstand, dass Äußerungen der betreffenden Perso-
nen bezüglich des Themas oft schwierig zu erkennen sind. Assistenz oder insgesamt pädagogisches 
Arbeiten, müsse sich hier als Hilfe zur „Übersetzungsleistung“ verstehen, d.h. die Bedürfnisse der 
Menschen; die wir ‘geistig behindert’ nennen, müssen klar erkannt, benannt, rückversichert und sol-
chermaßen interpretiert und dann auch umgesetzt werden. Hierzu gibt es aber kein ausgewiesenes 
Instrumentarium. 

Dennoch ist beim fib e.V. ein differenziertes Verständnis der Assistenz formuliert: 

„Wir sprechen von ‚Unterstützung und Begleitung’ statt Betreuung, da es unser Selbstverständnis 
ist, fürsorgerische Konzepte zu überwinden (...). Unsere Hilfe ist auf Assistenz ausgerichtet, d.h. 
tatsächlich auf Anweisung der KundInnen deren fehlende eigene Kompetenzen zu ersetzen (...) 
[und] jederzeit auf die darin enthaltenen Tendenzen  zur Bevormundung und Fremdbestimmung zu 
hinterfragen und die angemessenen Wege, wie Selbstbestimmung im Alltag zu sichern ist, heraus-
zuarbeiten“ (fib e.V. 2001, 5). 

 

Beim Unterstützten Wohnen wird demnach immer wieder individuell versucht herauszufinden, wer, 
wann, was braucht. Neben einem standardisierten Betreuungsbericht für den Kostenträger ist hier in 
erster Linie der sog. Hilfevertrag zu nennen, der zwischen dem fib e.V. und den KundInnen abge-
schlossen wird: 

„Der Vertrag beinhaltet Regelungen über Art und Umfang der Hilfen. Er benennt zudem die einge-
setzten MitarbeiterInnen, eine Beschwerdeinstanz sowie Kündigungsbedingungen. Auch die Bedin-
gungen zur Dokumentation, Fortschreibung und Veränderung der Hilfen sind darin aufgenommen“ 
(ebd., 10). 

Die Tatsache, dass man sich als Anbieter einer Dienstleistung versteht, hat dazu geführt, dass die 
HilfeadressatInnen als KundInnen bezeichnet werden. Jedoch geht man mit diesem Begriff reflektiert 
um: 

„Gleichzeitig weckt dieser Begriff [der KundInnen, E.W.] Widerspruch – auch bei uns und unseren 
so bezeichneten KundInnen: Denn darin kommt der immer sehr persönliche Beziehungsaspekt der 
Hilfe zu kurz. Das reale Machtgefälle zwischen Anbieter und Nutzern der Dienstleistung wird ver-
schleiert“ (ebd., 6). 

 

Damit eng verbunden ist die Frage nach dem Bedarf veränderter Arbeitszeitregelungen. Denn ein 
individuelles „assistieren“ erfordert u.U. andere, d.h. flexiblere Arbeitszeiten, als dies z.B. der BAT 
vorsieht oder als dies BetreuerInnen oder AssistentInnen vielleicht wollen. Hier ist festzustellen, dass 
bereits in erheblich flexiblem Maße gearbeitet wird. Möglich sind derzeit 14h / Woche pädagogische 
Arbeit (Eingliederungshilfe) zuzüglich zusätzlicher Stunden, finanziert aus der Pflegekasse. 

 

Bezüglich der Zusammenarbeit mit Angehörigen ist folgendes festzuhalten: Der fib e.V. bietet keine 
Verträge zur „lebenslangen Sicherheit“! Diesen Wunsch hatten in der Vergangenheit aber viele Eltern 
und Angehörige und er resultierte bestimmt auch in einer anderen „Versorgungssituation“, d.h. durch 
ein mehrheitliches Angebot an stationären Versorgungsstrukturen, wurde der Bedarf ambulanter Hil-
fen u.U. nicht direkt gesehen. Eine neue Elterngeneration hat aber indes klare Vorstellungen davon, 
was mit ihren Kindern oder den jungen Erwachsenen geschehen soll. So sind Auseinandersetzungen 
mit den Elternhäusern aktuell eher selten, vielmehr versucht man das gesamte Umfeld der Menschen, 
die sich an den fib e.V. wenden, mit einzubeziehen. 

 

Auf eine u.U. problematische, jedoch alltägliche Erfahrung soll noch hingewiesen werden: Einige Be-
wohner berichten, dass das Wohnen alleine manchmal langweilig ist, manchmal einsam. Allerdings 
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resultiert daraus niemals der Wunsch, wieder zurück in ein Heim zu wollen. Daher versucht man sei-
tens des fib e.V. vor allem auch die Kommunikation von Kunden untereinander voranzutreiben. 

In diesem Zusammenhang hat man eine sog. Kundschaftsvertretung ins Leben berufen. Hier ist es 
wichtig geworden, dass sich die Kundschaftsvertretung gegenüber den PädagogInnen auch äußert. 
Man hat nun eine Begleitung gefunden und macht erste (positive) Erfahrungen mit der Institution 
Kundschaftsvertretung1. Betont wird, dass hier eine „starke Assistenz“ nötig sei. Das bedeutet, dass 
die Notwendigkeit besteht, Konzepte zu entwickeln, die die Anliegen des betroffenen Personenkreises 
aufgreifen, u.U. entschlüsseln und verantwortungsvoll, d.h. ohne jegliche Einflussnahme mit Mitteln 
von Macht oder Herrschaft, umsetzen können. 

 

 

 

2.3 „Es gibt die Arbeitszeiten, die der Kunde braucht!“ –  

SELAM Lebenshilfe für Menschen mit Behinderungen gGmbH,  

Oldenburg; Fachbereich ‘Assistenz beim Wohnen’ 

 

 

SELAM-Lebenshilfe für Menschen mit Behinderungen gGmbH - Oldenburg 

Nadorster Straße 26,  26123 Oldenburg 

Gespräch mit MELANIE DOHLE (Bereichsleitung Wohnen) und ILKA SCHOLZ (Assistenz beim Wohnen) 
am 26.10.2001 

 

Die folgenden Anmerkungen beruhen auf einem Gespräch mit den o.g. Personen des Fachbereiches 
Wohnen der SELAM-Lebenshilfe für Menschen mit Behinderungen, gemeinnützige Gesellschaft mbH, 
Oldenburg. Der Name SELAM rührt aus der Bezeichnung SELbestbestimmt leben & wohnen mit AM-
bulanten Hilfen, wie die Gesellschaft seit 1991 heißt. Gegründet wurde sie jedoch bereits 1990, da-
mals unter anderem Namen, als Zusammenschluss von drei Vereinen. 

Getragen wird der Verein von einer Gesellschafterversammlung und einem Kuratorium. Die Leitung 
der SELAM-Lebenshilfe liegt bei einer Geschäftsführung. 

Zur SELAM-Lebenshilfe zählen neben dem Fachbereich ‘Assistenz beim Wohnen’ noch ein Verwal-
tungsbereich mit dem angegliederten Bereich ‘Fahrdienst’, der ‘Familienentlastende Dienst’ (FED) mit 
angegliederter ‘Pflegedienstleitung’ und dem ‘FED Wesermarsch’, eine ‘Förderstätte’ und ein ‘Frei-
zeitbüro’ mit der angegliederten ‘Freizeitstätte Kiek-IN’, der ‘Sportabteilung’ und des Bereiches ‘Rei-
sen & Freizeiten’. 

Die folgenden Ausführungen beschränken sich auf den Bereich ‘Wohnen’ bzw. auf seine inzwischen 
sechs Fachbereiche ‘Assistenz beim Wohnen’, inklusive des Bereiches ‘Vorbereitung des Wohnens’. 

Der Bereich ‘Assistenz beim Wohnen’ hat z.Zt. (Stand: Oktober 2001) 62 MitarbeiterInnen und ca. 60 

KundInnen
2
. Bei der SELAM-Lebenshilfe wird der Personenkreis der Menschen, die Assistenz bedür-

fen und die Leistungen der Gesellschaft in Anspruch nehmen, als Kundschaft (also: Kundinnen und 
Kunden) bezeichnet. 

„Die SELAM-Lebenshilfe vertritt die Auffassung, dass die Aussonderung von Menschen maßgeblich 
zu ihrer Behinderung beiträgt. Daher stellen wir uns mit unseren Angeboten aktiv gegen die Aus-
sonderung von Menschen mit einer Behinderung aus dem alltäglichen Leben und damit auch gegen 
die Sonderstellung, die ihnen zugewiesen wird“ (SELAM 2000, 9). 

 

                                                      
1
 Die Kundschaftsvertretung des fib e.V. hat im November 2001 den Förderpreis des Verbands Deutscher Sonderschulen (VDS) gewon-

nen. 
2
 Diese Zahl versteht sich als durchschnittlicher Wert auf das Jahr 2000 bezogen gerechnet. 
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Diese Grundauffassung, die an unsere einleitenden Ausführungen zum Verständnis des Phänomens 
der (‘geistigen’) Behinderung erinnert, schlägt sich im oben skizzierten Angebot der Gesellschaft nie-
der und hat im Laufe der Jahre zum Aufbau ‘Offener Hilfen’, die sich bewusst vom einem überkom-
menen Modell der stationären Einrichtung abwenden, geführt. 

So ist kein Mensch mit Behinderung, unabhängig davon, welche Behinderung das auch sein mag, als 
Zielgruppe ausgeschlossen, es sei denn, es handelt sich um eine sog. „Altersbehinderung“, d.h. um 
eine im Alter erworbene Behinderung. Aufgrund der historischen Verbindung zur Lebenshilfe Olden-
burg, stehen bei der SELAM-Lebenshilfe jedoch Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, im Mit-
telpunkt. 

In Bezug auf unsere Fragestellung hat man bei der SELAM-Lebenshilfe ein recht differenziertes Ver-
ständnis von Assistenz, wenn es bezüglich der Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, heißt: 

„Bezogen auf diesen Personenkreis müsste von einer auf Assistenz ausgerichteten Hilfe gespro-
chen werden. Hier beinhaltet der Begriff ‘Assistenz’ das Ziel, alle Hilfen dahingehend zu entwickeln, 
dass weistestgehende Handlungs- und Entscheidungsräume ermöglicht werden und Fremdbestim-
mung in Form von Bevormundung und Eingriffen in die Persönlichkeitsrechte verhindert wird. Hier-
bei wird versucht, alle Menschen mit Behinderungen möglichst aktiv über die Hilfen entscheiden zu 
lassen, die sie benötigen und in Anspruch nehmen möchten“ (SELAM 2000, 12). 

Dies beinhalte so unterschiedliche Aufgaben wie „Begleitung, Pflege, Unterstützung, Anleitung, Anre-
gung, Motivation usw.“ (ebd.). 

 

Ausschlaggebend für die Konzipierung des Fachbereiches ‘Assistenz beim Wohnen’ und die damit 
verbundene Schaffung von alternativen Wohnangeboten in der Stadt und der Region Oldenburg, war 
sicher die Tatsache, dass man erkannt hatte, dass adäquate Wohnangebote, die ein selbstbestimm-
tes Leben ermöglichen, fehlten. Hier waren es Eltern, die diesen Bedarf artikulierten und zur Grün-
dung der SELAM-Lebenshilfe beitrugen. In den Anfängen waren es eher Eltern von Kindern, die 
‘leichter geistig behindert’ oder ‘körperbehindert’ bezeichnet werden, was auch damit zu tun hat, dass 
es stationäre Einrichtungen in Oldenburg und der Region gibt, die nach wie vor über eine hohe Anzahl 
des Personenkreises der Menschen, die wir ‘schwer geistig behindert’ nennen, verfügen. So sind bis 
heute Menschen, die wir eben ‘schwer geistig behindert’ nennen, eher die Ausnahme bei der SELAM-
Lebenshilfe, was nicht heißt, dass man sich dieser Herausforderung nicht stellen wolle: Eine Wohn-
gemeinschaft von vier Männern, die als ‘mehrfachbehindert’ gelten und neben einer ‘geistigen’ noch 
eine ‘seelische’ Behinderung haben, ist diesbezüglich als Modellprojekt zu sehen. Die vier Männer 
leben in einem Haus, das SELAM gehört (‘Haus am Gasweg’) und können zu der o.g. Personengrup-
pe gerechnet werden. 

 

Eine überaus wichtige Funktion im Bereich ‘Assistenz beim Wohnen’ hat die ‘Vorbereitung zur Assis-
tenz’. Die Aufgaben bewegen sich hier von der Kontaktaufnahme, über Gespräche mit potentiellen 
KundInnen, der Auswahl einer geeignet empfundenen Wohnform, bis hin zur Begleitung beim Einzug 
in die Wohnung. Die SELAM-Lebenshilfe besitzt ein eigenes Haus, in dem vier Personen wohnen, alle 
anderen Wohnungen sind angemietet. Problematisch wird gegenwärtig das Finden von Vermietern 
empfunden, da nicht immer die Bereitschaft vorhanden sei, den KundInnen der SELAM-Lebenshilfe 
eine Wohnung zu vermieten. 

 

Nachdem gemeinsam ein Profil der möglichen Wohnung erstellt worden ist, wird, ebenfalls gemein-
sam, der sog. Sozialbericht verfasst. Er dient in erster Linie dazu, den Bedarf an benötigten Stunden 
für die Assistenz zu ermitteln. Der Bericht umfasst Notizen zur ‘derzeitigen Situation’ des Kunden/der 
Kundin und beschreibt mögliche ‘Ziele und Maßnahmen’. Dies geschieht bezüglich folgender Items: 
Wohnen, Haushalt/Ernährung, Arbeit, Finanzen, Behördenangelegenheiten/ Schriftverkehr, Gesund-
heit/ Hygiene, Mobilität, Freizeit, Familie/ soziales Umfeld, Kommunikation, psychische Situation. 

Der Bericht dient ebenfalls als Grundlage zur Verhandlung der Bedarfssituation der KundInnen mit 
dem Gesundheits- bzw. dem Sozialamt. Die Finanzierung der zur Verfügung stehenden Stunden setzt 
sich aus Mitteln nach dem BSHG, der Hilfe zur Pflege, der Eingliederungshilfe und Mitteln der Pflege-
versicherung zusammen. Der Auftrag der SELAM-Lebenshilfe bleibt aber im Selbstverständnis immer 
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zuerst ein pädagogischer, auch wenn sie zusätzlich ein anerkannter Pflegedienst ist. Pflege wird im 
Sinn einer Grundpflege ermöglicht, allerdings keine Behandlungspflege. 

Wird der individuelle Hilfebedarf aufgrund des Sozialberichtes durch das Gesundheitsamt festgestellt, 
werden die Kosten der ‘Assistenz beim Wohnen’ vom Sozialhilfeträger in Form von Eingliederungshil-
fe und Hilfe zur Pflege getragen. Darüber hinaus bestehen Finanzierungsmöglichkeiten aus den Pfle-
gekassen, den Berufsgenossenschaften oder anderer Rententräger. 

Die Tätigkeit der Abteilung ‘Vorbereitung der Assistenz’ kann u.U. sehr lange dauern. Man nimmt sich 
aber diese Zeit, da hier die Grundlagen für ein selbstbestimmtes Wohnen gelegt werden. Es geht 
nicht nur um die Abfassung des sog. Sozialberichtes, sondern um eine Aufbereitung der individuellen 
Lebensgeschichten der potentiellen KundInnen und um eine Veränderung ihrer Lebenswirklichkeiten. 

Ist die Wohnung bezogen, alleine oder mit WG-PartnerInnen, wird einmal jährlich die Hilfeplanung 
überdacht und ggf. modifiziert. Dabei wird evaluiert, wie viel Assistenz noch nötig ist, ob sie reduziert 
werden kann oder an einigen Stellen auch erhöht werden muss. Je nach Assistenzbedarf werden die 
MitarbeiterInnen entsprechend den Anforderungen zusammengesetzt, d.h. ein Team von 9-10 Perso-
nen ist für eine Person zuständig. Wichtig dabei ist, dass sich die Teams bei Bedarf untereinander 
vertreten, sog. ‘Springer’ nicht vorkommen und somit ein Bezugssystem für die KundInnen gewähr-
leistet werden kann. 

 

 

Der Assistent / die Assistentin 

Die AssistentInnen sind VertreterInnen verschiedener Berufsgruppen: HeilerziehungspflegerInnen, 
ErgotherapeutInnen, ErzieherInnen und nebenamtliche MitarbeiterInnen (meist Studierende der Son-
derpädagogik der Universität Oldenburg). In der näheren Umgebung ist außerdem eine Fachschule 
für Heilerziehungspflege ansässig. 

Insgesamt scheinen die AssistentInnen voll und ganz hinter dem Konzept der Assistenz zu stehen. Es 
gibt jedoch einen hohen Bedarf an Fortbildung, z.B. bezüglich der eigenen Kompetenzerhöhung in 
Fragen gesetzlicher Bestimmungen, Beratungstechniken, Nähe-Distanz-Problematik, etc. 

Bei neu beginnenden Assistenzen hat es sich bei der SELAM-Lebenshilfe bewährt, dass erfahrene 
MitarbeiterInnen, die schon oft Assistenzen mit aufgebaut haben, in die neu aufzubauenden Assisten-
zen mit hineingehen. 

 

 

Arbeitszeiten 

Bezüglich der Umsetzung des Prinzips „es gibt die Arbeitszeiten, die der Kunde braucht!“, tauchen 
natürlich arbeitsrechtliche bzw. arbeitsorganisatorische Probleme auf: Der BAT sieht einiges, was im 
Einzelfall nötig und organisierbar wäre, nicht vor und hier entstehen evtl. Konflikte mit den gewerk-
schaftlich organisierten MitarbeiterInnenvertretungen. Man hat jedoch bei der SELAM-Lebenshilfe 
versucht, dieses Problem einzugrenzen, indem man z.B. sechs verschiedene Arten der Dienstplan-
gestaltung entworfen hat. Darin wird das monatliche Soll der AssistentInnen „verteilt“. Es gibt klare 
Vertragsrichtlinien, z.B. die Garantie, dass es innerhalb von 14 Tagen vier freie Tage gibt, ein Feiertag 
mit 200% vergütet wird, etc. 

Ein Hindernis stellen u.U. die geplanten EU-Richtlinien dar, die z.B. eine Nachtbereitschaft nicht mehr 
wie bisher ermöglichen, da sie zukünftig als volle Arbeitszeit gerechnet werden wird. 

 

Trotz der o.g. Probleme betont man bei der SELAM-Lebenshilfe, dass die Aufbauphase der Gesell-
schaft vorbei und man nun in die Phase der Konsolidierung eingetreten sei. Dabei stehen folgende 
Prinzipien im Mittelpunkt: 

̇ die breite Dynamik des Assistenzmodells 

̇ seine individuell Ausrichtung 

̇ das pädagogische Element in der Assistenz 
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Für die Zukunft plant man eine Kundschaftsvertretung, um den KundInnen ein Forum anzubieten, in 
dem ein Artikulieren eigener Bedürfnisse mehr Gewicht bekäme. Die Kundschaftsvertretung könnte 
auch eine wichtige Funktion bezüglich der Vermeidung von Vereinsamung der KundInnen überneh-
men. 

 

 

 

 

2.4 „Ziel ist die vollständige Auflösung!“ –  

Die Ev. Stiftung Hephata Mönchengladbach; ESH ‘Wohnen’ gGmbH 

 

 

Ev. Stiftung Hephata Mönchengladbach; ESH Wohnen gGmbH 

Rheydter Straße 128-130,  41065 Mönchengladbach 

Gespräch mit JÜRGEN PETERS (Stabsstelle Zukunft) und JOCHEN AMSINK (Teamleitung Wohngruppe 118e) 

 

Eine Historie von einer traditionellen Großeinrichtung zu einem modernen Dienstleistungsunterneh-
men weist die Evangelische Stiftung Hephata Mönchengladbach auf: 1859 als Evangelische Heil- und 
Pflegeanstalt für blödsinnige Kinder Rheinlands und Westphalens bei München-Gladbach gegründet, 
hat sie in der Geschichte eine vielfältige Entwicklung durchlebt, bis hin zum aktuellen Ziel der voll-
ständigen Auflösung der Ev. Stiftung Hephata. 

Gegenwärtig bietet die Hephata 1050 Wohnplätze in Mönchengladbach, Mettmann, Essen und im 
Kreis Neuss an, darunter noch 360 plus 374 Plätze, die „‘anstaltsmäßig’ konzentriert“ seien (vgl. 
DEGEN 2000, zit. nach PETERS; PASTORS 2001, 52). Inzwischen hat sich dieses Verhältnis in ‘ca. 
250 plus ca. 310’ geändert. Für die Jahre 2000/2001 hat man sich die Schaffung von 250 neuen de-
zentralen Wohnplätzen im Rheinland durch eigene Neubauten, Anmietungen, Zusammenarbeit mit 
Investoren (vgl. ebd.) zum Ziel gesetzt. 

Hinzu kommen 1200 Plätze in Werkstätten für Behinderte, zwei Sonderschulen (mit insgesamt 210 
SchülerInnen), ein Fachkolleg Heilerzeihungspflege (140 SchülerInnen) und rund 1500 MitarbeiterIn-
nen (vgl. ebd.). 

Die Entwicklung der Ev. Stiftung Hephata ist um so erstaunlicher, als hier eine konfessionell gebun-
dene, traditionelle Großeinrichtung ihr Selbstverständnis neu definiert hat und die Umsetzung zielge-
richtet vorantreibt. 

Dieses Selbstverständnis floss schließlich 1996, nach Jahren einer tiefgreifenden Krise der Hephata, 
in die Satzung der ESH ein: 

„Alle Dienste haben sich am Wohl und an den Interessen der Behinderten zu orientieren, die soweit 
möglich, ihr Leben selbst gestalten“ (Satzung der ESH in der Fassung vom 1. April 1998, § 2 Ab-
satz 3). 

Mit dieser Neudefinition einher geht eine erste Auseinandersetzung mit dem Begriff der ‘Assistenz’: 

„Um dies alles in Gang zu bringen, bedarf es eines neuen professionellen Selbstverständnisses, 
weg von der klassischen Hilfe hin zu einer Haltung der Assistenz. Dies bedeutet: nicht mehr isoliert 
und einseitig zuständig zu sein für die ‘Fürsorge an’ Menschen mit Behinderung, sondern kompe-
tent werden für die Gestaltung des Zusammenlebens von Menschen mit und ohne Behinderung“ 
(ebd., 56). 

 

Der Weg zur Klärung der Frage, wer die Akteure und wer die Dienstleister in einer Einrichtung wie der 
ESH sind, wurde begleitet von Impulsen außerhalb der Einrichtung: Der 1994 von der Lebenshilfe 
veranstaltete Kongress zum Thema ‘Selbstbestimmung’, Impulse aus Schweden (BENGT NIRJE), das 
Aufkommen der SIVUS-Methode, die people-first-Bewegung - um nur einige zu nennen. 

Ziel ist die Auflösung von Anstaltsstrukturen, hin „zu einem nutzerorientierten Dienstleistungsunter-
nehmen“ (PETERS; PASTORS 2001, 59). 
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Die zentrale Frage hier ist wiederum die nach dem Erkennen der Bedürfnisse der NutzerInnen, die 
nun nicht mehr die Objekte von gutgemeinter Fürsorge, sondern als subjekthafte Akteure erkannt 
werden wollen. Eine wichtige Rolle in diesem Prozess nahm die Arbeitsgruppe „Ich weiß doch selbst, 
was ich will!“ ein, die sich im Rahmen einer Fortbildungsveranstaltung 1996 in der ESH zum Thema 
„Selbstbestimmt Leben in der Anstalt?“ gegründet hat. Dieser Arbeitskreis führt regelmäßig Veranstal-
tungen zum Thema der Selbstbestimmung durch, wozu MitarbeiterInnen und BewohnerInnen glei-
chermaßen eingeladen werden. 

 

Das sich hieraus entwickelte neue Hilfeverständnis wird in der ESH Mönchengladbach ausdrücklich 
mit dem Begriff der ‘Assistenz’ benannt. In Anlehnung an die Formulierung des ‘Zur-Hand-Gehens 
nach jemandes Anweisung’ (vgl. 2.1) bedeutet dies konkret: 

„möglichst präzises Hinhören und Beobachten der Bedürfnisse und Wünsche, die Menschen mit 
Behinderung äußern; 

Wahlmöglichkeiten schaffen und verständlich vermitteln; 

Begleitung und Unterstützung von Menschen mit Behinderung beim Ausbalancieren zwischen 
Wünschen und den realen Möglichkeiten (...); 

Entwicklungen für möglich halten, die noch gar nicht zu erkennen sind“ (a.a.O., 63). 

 

Auch der bereits mehrfach erwähnte Machtaspekt wird in diesem Zusammenhang benannt, wenn es 
heißt: 

„...dass professionelle Helfer auf eigene Macht verzichten und möglichst machtarm Dienstleistun-
gen anbieten, (...). Wo der Einsatz von Macht notwendig wird, muss dieser legitimiert werden, in-
dem die Motive transparent gemacht und kritisch diskutiert werden“ (ebd.). 

 

Wie diese Prinzipien oder Standards nun in dem Mikrokosmos einer Wohngruppe oder Wohngemein-
schaft aussehen können, dazu hat die ESH Mönchengladbach für einen Teilbereich, nämlich für die 
Wohngruppe wohnungen, einer Teilgruppe der Abteilung Wohngruppen (innerhalb des Fachbereiches 
Wohnen der ESH Mönchengladbach) ein Konzept entwickelt, dessen Hauptaussagen hier wiederge-
geben werden sollen: 

Die hier beschriebene Wohngruppe wohnungen, stellt z.Zt. einen Wohn- und Lebensraum für 21 Per-
sonen, 5 Frauen und 16 Männer im Alter von 33 bis 83 Jahren. Sie verteilen sich auf sechs Gruppen. 
Das Team der BetreuerInnen (wie man sich hier selbst bezeichnet) umfasst 14 Personen, bestehend 
aus HeilerziehungspflegerInnen, Diplom-SozialpädagogInnen, ErzieherInnen, KrankenpflegerInnen 
und FamilienpflegerInnen. Bei den BewohnerInnen handelt es sich fast durchweg um Menschen, die 
bereits lange Zeit ihr Leben auf dem Anstaltsgelände der ESH Mönchengladbach verbringen. Men-
schen, die wir als ‘schwer geistig behindert’ bezeichnen, sind nicht darunter. 

„Die Wohnform der Wohngruppe wohnungen stellt innerhalb des Fachbereiches Wohnen eine be-
sondere Wohnform dar, da sich die Bewohner auf 6 Häuser bzw. Wohnungen verteilen, die sich auf 
dem Zentralgelände der Stiftung befinden, die Betreuungsdichte jedoch geringer ist, als in Außen-
wohnheimen der Stiftung“ (ESH 2001, 3). 

Demnach liegt der Schwerpunkt der Arbeit von BetreuerInnen in den Nachmittags- und Abendstun-
den, an Wochenenden, freien Tagen oder im Urlaub der BewohnerInnen. Eine eigene Nachtwache 
gibt es nicht, dafür eine telefonische Rufbereitschaft. 

 

Bezüglich der formulierten Ziele der Betreuungsarbeit fällt auf, dass die Begriffe ‘Assistenz’ und 
‘Betreuung’ oft in direktem Zusammenhang genannt werden: 

„Die Erreichung größtmöglicher Autonomie und Selbstbestimmung in den Lebensbereichen Woh-
nen, Freizeit und Bildung ist zentraler Punkt der zu leistenden Assistenz und Betreuung“ (ebd.). 

Insgesamt herrscht aber der Begriff der Betreuung vor. Wichtig aber erscheint, dass man hier den 
Versuch unternommen hat, einen sog. „Betreuungsplan“ in enger Kooperation mit den BewohnerIn-
nen zu erstellen, der in einem „Vertrag“ mündet. 
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Zunächst versucht man in einem Gespräch mit der betreffenden Person zu klären, worum es über-
haupt geht. Ein(e) MitarbeiterIn bearbeitet folgend zusammen mit einer Bewohnerin oder einem Be-
wohner den Betreuungsplan unter Verwendung der „Aktivitäten des täglichen Lebens“ (‘ATL’, vgl. u.a. 
JUCHLI 1995) und den Metzler’schen Kriterien (vgl. METZLER 1997). 

Der Biographiearbeit wird hier ein hoher Stellenwert zugesprochen, jedoch ist ein klares Instrumenta-
rium hierzu (noch) nicht vorhanden. Hier wäre abermals der Hinweis auf die Rehistorisierung eine 
mögliche konzeptionelle Erweiterung, da man der Problematik in der ESH bereits auf der Spur ist: 

„Hinzu kommt eine besondere Anerkenntnis und entsprechende Gewichtung und Biographien der 
BewohnerInnen, weil deren Vergangenheit häufig Fremdbestimmung und Missachtung von Grund-
bedürfnissen gelernter Lebensalltag war“ (ebd.). 

 

In der „Betreuungsplanung“ werden dann die Ergebnisse und Prioritäten im Kleinteam vorgestellt. Es 
folgt ein Gespräch mit dem/der BewohnerIn über eigene Prioritäten (genannt „Assistenzwunsch“) und 
die des Teams (genannt: „Assistenzbedarf“). Eine sog. „Maßnahmenplanung“ erfolgt daraufhin erneut 
zwischen einer/einem MitarbeiterIn und dem/der betroffenen BewohnerIn. 

Dieser Prozess mündet, wie bereits beschrieben, in einem Vertrag. Dieser Vertrag „kann eingefordert 
werden (von beiden Parteien), ist klar formuliert, hat realistische Ziele, beinhaltet eine Zeitschiene 
(kurz-, mittel-, langfristig)“ (ebd.). Der Vertrag selber wird von dem/der MitarbeiterIn, der/die den Pro-
zess der Betreuungsplanung mit dem/der BewohnerIn durchführt und dem/der BewohnerIn geschlos-
sen. Das Großteam wird letztlich über die Ergebnisse informiert. 

 

Bei der Erstellung des „Betreuungsplanes“ achtet man auf einen möglichst weitgehenden Einbezug 
der BewohnerInnen. Hierzu verwendet man als Hilfsmittel Fragebögen, Piktogramme, Fotos, etc., um 
ein möglichst breites Bild über die Vorstellungen der BewohnerInnen zu erhalten. Dieser Prozess ist 
auch deshalb sehr schwierig, weil hier wiederum sofort Machtstrukturen deutlich werden, die eine 
Interpretation beeinflussen, zumal davon ausgegangen werden kann, dass viele Bewohner zum ers-
ten mal in ihrem Leben überhaupt vor eine solche Wahl gestellt werden. 

Der „Betreuungsplan“ wird regelmäßig überprüft und gegebenenfalls aktualisiert. 

Weiterhin hat man eine Reihe von Methoden entwickelt, um den „Betreuungsplan“ auch in die Le-
benswirklichkeit der BewohnerInnen umzusetzen: 

1. Beratung - im Sinne einer Lebensbegleitung zur Stärkung der Autonomie; 

2. Begleitung (praktische) - im Sinne einer passiven Begleitung zur Vermittlung von Sicherheit und Zutrau-
en; 

3. Hilfestellung, Unterstützung - in Absprache mit den Betroffenen als Praktische Assistenz; 

4. Angebote, Anregung, Motivation - im Sinne einer Freiwilligkeit und zur Erweiterung von Lebenserfahrun-
gen; 

5. Vermittlung und Übertragung von Eigenkompetenz - im Sinne des gemeinsamen Herausbildens einer Ei-
genkompetenz und -verantwortung; 

6. Anleitung, Förderung - im Sinne einer Erhaltung und Vermittlung lebenspraktischer Fähigkeiten; 

7. Überprüfung - im Sinne eines Schutzes vor Gefahren; immer nach Absprache; 

8. Stellvertretende Ausführung - in Notfällen oder wenn es gesetzlich vorgeschrieben ist unter ständiger 
Selbstreflexion der MitarbeiterInnen, wo dies (noch) nötig ist; 

9. Anwendung gesetzlicher Regelungen - nicht verstanden als Methode, sondern als Rahmenbedingung; 

10. (vgl. ebd., 5ff.). 
 

Man möchte für die Zukunft die Wohnform wohnungen in jedem Fall erhalten, um den BewohnerInnen 
ein „‘Heimat-’ bzw. ‘Zuhausegefühl’“ (ebd., 9) zu vermitteln. 

Darüber hinaus sind folgende Dinge angedacht: 

̇ „Geschlechtgemischte Wohngemeinschaften; 

̇ Schaffung von Wohnmöglichkeiten für Paare; 

̇ Möglichkeiten zur Unterbringung von Besuchen bzw. Kurzzeitaufenthalten; 
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̇ Angebot einer Wohnung außerhalb des Zentralgeländes; 

̇ Schaffung einer adäquaten Wohnform für pflegebedürftige, körperlich eingeschränkte Bewohner auf dem 
Zentralgelände“ (ebd., 9). 

 

In Bezug auf das Assistenz-Modell ist man in der Wohnform wohnungen auf einem Weg zu einer 
Konzeption, die den Selbstbestimmungsanspruch der BewohnerInnen in konkrete Schritte umzuset-
zen versucht. Auch wenn man begrifflich eher von ‘Betreuung’ spricht oder solchermaßen formuliert, 
wird das Ziel als ‘Assistenz’ bezeichnet. Eine Ausweitung der Konzeption in Bezug auf Menschen, die 
wir ‘schwer geistig behindert’ nennen oder denen Verhaltensauffälligkeiten zugeschrieben werden, 
steht in diesem Bereich noch aus, ist in anderen Wohnbereichen der ESH aber bereits auf den Weg 
gebracht worden. 

 

 

 

 

2.5 „Die Behindertenhilfe auf den Kopf stellen!“ –  

Die Ev. Stiftung Alsterdorf, Geschäftsbereich HamburgStadt,  

Hamburg 

 

 

Ev. Stiftung Alsterdorf, Geschäftsbereich HamburgStadt 

Großneumarkt 24,  20459 Hamburg 

Die folgenden Anmerkungen sind das Ergebnis eines Besuches des Geschäftsbereiches Ham-
burgStadt der Ev. Stiftung Alsterdorf am 10.08.2001 und eines weiteren Fachgespräches am 
05.03.2002. Die Fachgespräche wurden geführt mit Frau BRITTA SIEMSSEN, Dipl. Sozialpädagogin, 
Geschäftsbereich HamburgStadt, Herrn HEINER LÜNZMANN, Berater im Beratungsbüro Nord und 
Herrn MARKUS KREY. 

 

Es soll an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass die folgenden Ausführungen viele Aspekte 
des Assistenz-Konzeptes von HamburgStadt nur marginal beleuchten können, da eine intensivere 
Darstellung den Rahmen dieser Expertise sprengen würde. HamburgStadt hat im Bereich der Assis-
tenz bei Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, eine mittlerweile über siebenjährige Erfahrung 
aufzuweisen und kann zu den Einrichtungen gezählt werden, die bezüglich der Thematik eine reich-
haltige Erfahrung vorzuweisen haben. Die folgenden Ausführungen wollen einen generellen Überblick 
geben, zu konkreteren Fragen der Assistenzplanung sei auf eine weitere Expertise der DHG verwie-
sen (vgl. DHG 2002). 

Die 1863 gegründeten Alsterdorfer Anstalten, heute Ev. Stiftung Alsterdorf, sind eine der größten dia-
konischen Einrichtungen der Freien und Hansestadt Hamburg. Die Stiftung befindet sich augenblick-
lich in einem schon länger andauernden Prozess der strukturellen und inhaltlichen Veränderung, was 
sich aus den folgenden Beobachtungen erkennen lässt. 

Die Stiftung übernimmt wesentliche Aufgaben der traditionellen Behindertenhilfe und des Gesund-
heitswesens. Sie ist eine rechtlich selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts und gehört über den 
Landesverband der Inneren Mission Hamburg dem Diakonischen Werk an. 

Obschon sich die Stiftung traditionell als soziales Dienstleistungsunternehmen mit christlicher Wert-
orientierung versteht, verändern sich die von ihr wahrgenommenen Aufgaben und die Vielzahl von ihr 
unterhaltenen Einrichtungen und Angeboten z.T. radikal. Die soll im folgenden anhand des Assistenz-
Modells beschrieben werden. 

Der Geschäftsbereich HamburgStadt (und nur um den soll es hier gehen) arbeitet seit ca. sieben Jah-
ren nach dem Assistenz-Modell. Die Anwendung des Modells für „Hamburger Verhältnisse“, seine 
Entwicklung und Perspektiven sind nur erklärbar aus dem oben bereits angedeuteten Prozess der 
Strukturveränderung, in dem sich die Ev. Stiftung Alsterdorf befindet. 
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Die Stiftung hat in den letzten Jahren mehrere Veränderungsprozesse vollzogen, die mit einer grund-
legenden Neuorientierung der gesamten Einrichtung einhergingen. Orientierungen boten hier zum 
einen das Normalisierungsprinzip, der Empowerment-Gedanke und die damit verbundenen Verände-
rungen in der Sichtweise auf Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen und deren Bedürfnisse. 
Diese Neuorientierung hat mittlerweile alle Bereiche der Stiftung durchdrungen, angefangen von den 
MitarbeiterInnen in den Gruppen (nun: Persönliche Assistenten), über die Hausleitungen und die neu 
geschaffenen Instanzen der BeraterInnen bis hin zu den Angehörigen und natürlich den Betroffenen 
selbst. 

 

Das Assistenz-Modell umzusetzen wird hier in erster Linie als eine Frage der Methode verstanden 
(vgl. hierzu ebenfalls DHG 2002). Unbedingte Voraussetzung ist hier ein Unterstützungsmanagement. 
An dieser Stelle sei darauf verwiesen, dass die Begriffe ‘Assistenz’ und ‘Unterstützung’ im Geschäfts-
bereich HamburgStadt oft synonym gebraucht werden, der Begriff ‘Assistenz’ aber häufiger vorkommt. 

Im Geschäftsbereich HamburgStadt orientiert man sich u.a. an Konzepten wie z.B. der „Zukunftspla-
nung“ (vgl. DOOSE 1999). Im Zuge von Bemühungen um eine echte Enthospitalisierung vieler Be-
wohnerInnen aus dem ehemaligen Anstaltsgelände in Hamburger Stadtteile stand man vor der Her-
ausforderung, die Gestaltung von neuen Lebensumwelten der betroffenen Menschen nicht nur räum-
lich zu organisieren, sondern auch eine inhaltliche, d.h. pädagogisch-professionelle Innovation einzu-
führen. Dazu gehören Fragen wie z.B. ‘welcher Stadtteil könnte als Wohnort geeignet sein?’, ‘gibt es 
biographische Bezüge dorthin?’, ‘welche Angebote sind zu schaffen, damit ein Leben in der neuen 
Umgebung individuell gestaltbar wird?’, etc. Dies war und ist der Gedanke der Assistenz. 

Der Kern dieser Herausforderung liegt in der Konsequenz der Assistenzplanung bzw. deren konse-
quenter Umsetzung in die Wohngruppen. In diesem Zusammenhang ist die Entstehung von bisher 
drei Assistenz-Handbüchern zu vermerken (vgl. Evangelische Stiftung Alsterdorf 1999: Handbuch zur 
Assistenzplanung; zur Handhabung der Handbücher auch DHG 2002: Inhalte der Assistenzplanung). 
In diesem Zusammenhang soll darauf hingewiesen werden, dass der Prozess der Assistenzplanung 
bzw. die Nutzung des Handbuches lediglich einen Rahmen im Sinne einer Orientierungshilfe darstel-
len. Diese Instrumente wollen ein individuelles Vorgehen nicht verhindern. 

Ein viertes Handbuch soll im Jahr 2002 erscheinen. Man hat aber gemerkt, dass dieses Instrument 
alleine nicht ausreicht, um der Herausforderung der Einsetzung des Konzeptes in die bestehende 
Struktur und Organisation der Leistungen gerecht zu werden. Daher hat man sich eines neuen Projek-
tes angenommen, das gewissermaßen als Folgeprojekt zur Assistenzplanung zu verstehen ist. Das 
Projekt trägt den Titel „Umsetzung des Regelwerkes der Assistenzplanung und Erprobung der vorge-
schlagenen Systematik zur Ressourcenplanung“. Es hatte zunächst eine Laufzeit bis zum November 
2001 und wurde mittlerweile verlängert. Unter Ressourcenplanung ist in erster Linie die verbindliche 
und klientenbezogenen Planung von Dienstzeiten zu verstehen, die in Folge des Gedankens der As-
sistenz gänzlich anders aussehen müssen, als das bisher die Regel war. 

 

Ein Grundgedanke in der „Philosophie“ des Geschäftsbereiches HamburgStadt ist, dass jeder 
Mensch, der sich an den Geschäftsbereich wendet, eine Assistenz erhält. Die Leitfrage in diesem 
Prozess ist: Wie muss das Wohnungs- und das damit verbundene Leistungsangebot gestaltet sein, 
damit die individuellen Bedürfnisse der NutzerInnen, die im Prozess der Assistenzplanung festgelegt 
wurden, auch tatsächlich und kontrolliert befriedigt werden können? Bezüglich des Personenkreises 
der Menschen, die wir ‘schwer geistig behindert’ nennen und/oder denen Verhaltensauffälligkeiten 
zugeschrieben werden, bedeutet dies, dass sie nicht als ‘Restgruppe’ auftauchen, sondern dass man 
versucht, sie ebenfalls in Wohnkonzepte in den Stadtteilen mit einzubeziehen. Es hat bezüglich dieser 
Personengruppe erste positive Erfahrungen gegeben und man möchte sich dieser Herausforderung 
weiterhin stellen. 

 

Neben diesen Aspekten scheinen zwei weitere von fundamentaler Bedeutung: 

̇ ein neues Selbstverständnis der MitarbeiterInnen und dessen Gestaltung 

̇ die Gestaltung von Institutionen insgesamt 
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Bei der Entstehung und Gestaltung eines neuen Selbstverständnisses der MitarbeiterInnen wurde 
offensichtlich, dass viele MitarbeiterInnen nicht das nötige Know-how aus den Ausbildungsstätten 
mitbrachten. Bei MitarbeiterInnen, die oft jahrelang als BetreuerInnen arbeiteten, war diese Entwick-
lung ähnlich. Hier haben wir es mit einem äußerst sensiblem Bereich zu tun, denn es kann und darf 
nicht darum gehen, MitarbeiterInnen, die oft jahrzehntelang im Gruppendienst waren, nun zu signali-
sieren, dass ihre Arbeit bisher grundlegend falsch war, sowenig wie man neuen MitarbeiterInnen sig-
nalisieren kann, ihre Ausbildung sei schlecht gewesen. 

Daher betrieb und betreibt man in Hamburg eine umfassende Beteiligung der MitarbeiterInnen auf 
allen Entscheidungsebenen bezüglich des Assistenz-Modells, was gezielte Fortbildungsmaßnahmen 
beinhaltet. Das schließt z.B. auch den Aufbau einer corporate identity mit ein. 

Anfangs geschah dies mittels der Durchführung von moderierten Klausurphasen/Workshops für Mit-
arbeiterInnen (zwischen 90 und 100 Personen) in den einzelnen Bezirken Hamburgs. Die BeraterIn-
nen z.B. (originär meist HeilerzieherInnen) werden z.B. weiterqualifiziert mit einer Zusatzausbildung 
„subjektorientierte Assistenz und Beratung“ durch eine externe Fortbildung im “Rauhes Haus“, Ham-
burg. Die Hausleitungen sind ebenfalls, bedingt durch ihre veränderte Rolle in den Wohnkonzepten, in 
gezielte Fortbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen mit eingebunden. 

 

 

Personalentwicklung 

Der Berater / die Beraterin 

Die Entstehung des Tätigkeitsprofils des Beraters / der Beraterin (case manager) war eine logische 
Folge bei der Eruierung des Assistenzbedarfs der NutzerInnen. In diesem Zusammenhang entstand 
auch die Notwendigkeit von Stadtteilbüros. Da die Tätigkeit der BeraterInnen im Sinne ihrer externen 
oder neutralen Stellung nicht in die Wohngruppen integriert werden sollte, kam man zu der Auffas-
sung, dass dies dezentral in den jeweiligen Stadtteilen geschehen muss. Hier arbeiten die BeraterIn-
nen dann als AnsprechpartnerInnen für Angebote und als Vermittler zu anderen Anlaufstellen. 

Alle sechs Wochen findet eine Konferenz der BeraterInnen in den Stadtbezirken statt. Die Hauptauf-
gabe liegt hier bei der Entwicklung von Handlungsplänen (Teilhandlungspläne; Gesamthandlungsplä-
ne) für die einzelnen Wohngruppen, d.h. die Persönlichen AssistentInnen besprechen mit den Haus-
leitungen, die Ergebnisse der Assistenzplanung [hier in erster Linie die Ergebnisse der Einschät-
zungsphase (vgl. Evangelische Stiftung Alsterdorf 1999); zur genaueren Vorgehensweise vgl. DHG 
2002: Methodisches Vorgehen bei der Erhebung und Planung]. 

 

Eine Aufgabenbeschreibung der BeraterIn ist an anderer Stelle bereits erfolgt (vgl. SIEMSSEN 1999, 
54) und soll hier kurz wiedergegeben werden: 

„Die BeraterIn (...) berät die NutzerIn im Rahmen der Individuellen Hilfeplanung, plant mit ihr, berei-
tet mit ihr die Konferenz vor und bespricht sie nach. Sie ist verantwortlich für die Koordination und 
Kooperation mit den jeweiligen Fachdiensten sowie Fachkräften und den jeweiligen Angehörigen, 
gesetzlichen BetreuerInnen usw. Sie achtet gemeinsam mit bzw. für die NutzerIn auf zeitliche Ver-
einbarungen. Sie ist zuständig für die Führung der Dokumentation, dies im Rahmen der Planung 
und Koordination.“ 

Die BeraterInnen achten bei ihrer Tätigkeit u.a. auf das Maß an Beteiligung der Betroffenen, auf die 
Wahrung der Bedürfnisse der Betroffenen und die inhaltliche Gestaltung der Assistenzen. 

Bei der Beratung von Menschen, die wir ‘schwer geistig behindert’ nennen, wird dies besonders deut-
lich und zeigt die hohe Verantwortung auf, derer sich BeraterInnen bewusst sein müssen. Denn hier 
muss evtl. bei der Dokumentation dessen, was die Person kann oder (noch) nicht kann, kritisch nach-
gefragt und die Gefahr von (Fehl)Interpretationen so gering wie möglich gehalten werden. Da es hier 
immer um eine Vielzahl individueller Bedürfnisse geht, kann es diesbezüglich sicher keine standardi-
sierten Verfahren geben. Jedoch erscheint hier noch nicht das breite Spektrum der bereits vorliegen-
den Methoden von Biographiearbeit (Rehistorisierung!, vgl. Punkt 2.3), Mitteln der Unterstützten 
Kommunikation und anderer Methoden der Bedürfnisanalyse ausgeschöpft zu sein. Denn die Schaf-
fung von praxistauglichen Modellen und Konzepten ist Voraussetzung dafür, bloße „Gefühlsarbeit“ 
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oder „Zufallspädagogik“ (SIEMSSEN 1999, 54) zu vermeiden und um den alten Verhältnissen von 
Macht und Herrschaft nicht neuen Ausdruck zu verleihen. 

 

Die Tätigkeit der BeraterInnen hat darüber hinaus auch große Bedeutung für Prozesse fachlicher und 
systemimmanenter Veränderung. Ein zentraler Punkt ist hier die bereits erwähnte (Neu)Gestaltung 
von Dienstzeiten. Nimmt man das Assistenzkonzept ernst, müssen Arbeitszeitmodelle verändert wer-
den. 

Aber nicht nur dieser Aspekt fällt unter die von den BeraterInnen zu begleitenden Herausforderungen 
bei Veränderungsprozessen in den Gruppen bzw. Wohneinrichtungen. Zwei Aspekte sollen hier nur 
stichwortartig genannt sein: 

̇ das Problem der Einbettung der Wohngruppen in den Stadtbezirk (wo hört Assistenz auf?) 

̇ Einbezug in die people-first-Bewegung 

 

 

Der Assistent / die Assistentin 

AssistentInnen sind die ehemaligen MitarbeiterInnen in den Gruppen (früher: Bezugspersonen). Ob-
schon die Tätigkeit der AssistentInnen (noch) keine offizielle Berufsbezeichnung ist, sollte sie dies 
nach Meinung aller Beteiligten in HamburgStadt werden. 

Unumgänglich erscheint hier, dass die AssistentInnen im Sinne eines neuen Selbstverständnisses 
ihre veränderte Rolle in einem neu entstandenen Berufsbild erkennen können. Das bedeutet konkret, 
sich von der Rolle des Fürsorgenden, der immer weiß, was für die NutzerInnen das Richtige ist, zu 
verabschieden. Wie schwer das sein kann, wird hier sicherlich deutlich, besonders dann, wenn In-
strumente zum Erkennen der „wahren“ Bedürfnisse u.U. neu zu schaffen sind. Dies kann man als 
erneutes Plädoyer für die Notwendigkeit der Entwicklung einer hoher Professionalität von AssistentIn-
nen verstehen. 

 

SIEMSSEN (ebd.) umschreibt das Tätigkeitsprofil folgendermaßen: 

„Die persönliche AssistentIn: sie ist zusammen mit der NutzerIn verantwortlich für die Umsetzung 
des vereinbarten Handlungsplans, kann hierbei delegieren und verantwortet die Umsetzungsdoku-
mentation.“ 

Ein Assistent artikuliert im Gespräch, dass er den Eindruck hat, dass für die Bewohner die Ansprech-
partnerInnen nun klarer seien. Für die AssistentInnen bedeute dies klarere Strukturen in der eigenen 
Arbeit. Insgesamt sei eine gleiche Zielsetzung für alle nun erkennbar. 

Insgesamt zeigt sich der Assistent sehr zufrieden mit seiner geänderten Rolle, was auch einhergehe 
mit beobachtbaren Veränderungen bei den BewohnerInnen: „man muss nicht mehr permanent reagie-
ren!“ 

 

Das Konzept zur Personalentwicklung befindet sich nach wie vor in einem permanenten Ent-
wicklungs- und Erneuerungsprozess, der noch lange nicht abgeschlossen ist. Positiv zu verzeichnen 
ist die Entstehung der o.g. neuen MitarbeiterInnenprofile, deren Entwicklung ebenfalls noch nicht zu 
Ende ist. Die Persönlichen AssistentInnen fungieren nämlich über ihre ‘normale’ Tätigkeit hinaus auch 
noch als ‘Brückenbauer’ zu den jeweiligen Stadtteilen und dies ist eine nicht zu unterschätzende Auf-
gabe. Das bedingt z.B. den Aufbau von Netzwerken zwischen verschiedenen Stadtteilen und Betrof-
fenen - eine völlig neue Aufgabe im professionellen Verständnis dieser Berufsgruppe. 

Künftig können Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen evtl. noch gezielter gestaltet werden, wenn die 
Ausbildungsstätten auf veränderte Bedarfe reagieren und ihre AbsolventInnen mit dem nötigen Know-
how ausstatten (vgl. Punkt 5). 

 

Wie bereits erwähnt, betrifft dies auch und in besonderem Maße die Rolle der Hausleitungen. Nach-
dem die Profile der AssistentInnen, der BeraterInnen neu definiert waren, hat man in logischer Konse-
quenz auch die Rolle und das Selbstverständnis der Hausleitungen neu definieren müssen und es ist 
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ein völlig verändertes Anforderungsprofil entstanden. Die Fähigkeit, z.B. eine Wohngruppe zu leiten, 
reicht alleine nicht mehr aus. Zu den Veränderungen im Selbstverständnis dieser Berufsgruppe gehö-
ren u.a.: Kompetenzen in den Bereichen Führen können, jährliche Zielvereinbarungsgespräche leiten, 
Moderieren können, Koordinieren können, (z.B. Personalentwicklung und Personaleinstellung), Mitar-
beiter- und Führungsgespräche leiten etc. 

 

Erwähnenswert erscheint noch die Zusammenarbeit mit Angehörigen, d.h. hier besonders deren Auf- 
oder Annahme der veränderten Sichtweisen seitens der Stiftung und deren MitarbeiterInnen. Generell 
kann gesagt werden, dass Angehörige, zu denen Kontakte bestehen, sich „gespalten“ äußern. Verän-
derung hat auch immer etwas mit der Angst vor Veränderung zu tun und gerade ältere Angehörige 
haben im Laufe der Zeit mehrfach Veränderungen „hinnehmen“ müssen, die u.U. keine waren. Hier 
aber zeichnet sich, wie oben ausführlicher beschrieben, eine radikale strukturelle Veränderung ab und 
dementsprechend groß sind auch die damit verbundenen Unsicherheiten, gerade und besonders bei 
den Angehörigen. Denn wenn plötzlich Assistenz „Betreuung“ in Frage stellt, tauchen Rollenkonflikte 
auf, Ängste u.U. bisher und lange Zeit vieles oder alles falsch gemacht zu haben, etc. 

Es zeichnet sich jedoch darüber hinaus ein Generationenwechsel in der Elterngeneration ab. Jüngere 
Eltern bilden tatsächlich bereits eine Lobby, welche die Belange ihrer Angehörigen verbalisieren und 
mitgestalten wollen. Insgesamt kann daher die Notwendigkeit des Einbeziehens der Angehörigen, das 
Anhören ihrer Sorgen und Bedürfnisse, hervorgehoben werden. 

 

Bezüglich der schon angesprochenen Veränderungen bei den BewohnerInnen kann abschließend 
noch festgehalten werden, dass hier noch nicht alle Möglichkeiten die man unter dem Stichwort Betei-
ligung zusammenfassen könnte, ausgeschöpft sind. Mit dieser Frage verbunden, ist in letzter Konse-
quenz die Frage nach dem Recht auf Bildung, und zwar lebensbegleitend. Hier sind neue Konzepte 
nötig, die z.B. einen Transfer von Inhalten, die in verschiedenen Kursen der Erwachsenenbildung 
vermittelt werden, in die Lebenswelten der Betroffenen unterstützen können (z.B. in die Arbeit in den 
Heimbeiräten). An dieser Aufgabe wird im Geschäftsbereich HamburgStadt intensiv gearbeitet. 
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2.6 „Das Berufsverständnis überprüfen und neu formulieren!“ –  

Das Heilpädagogische Heim (HPH) Langenfeld, Rheinland 

 

 

HPH Langenfeld 

Kölner Straße 82,  40764 Langenfeld 

Gespräch mit ANNA-ELISABETH NIEHOFF (Abteilungsleiterin) und GISELA ZISPE (Personalkoordinatorin) 
am 05.11.2001 

 

 

Der Gedanke der Assistenz ist noch jung in der Einrichtung Heilpädagogisches Heim Langenfeld. 
Dennoch hat man hier versucht, den Gedanken der persönlichen Assistenz konzeptionell und ideell in 
eine stationäre Einrichtung zu implementieren. Das Heilpädagogische Heim Langenfeld, historisch als 
Ergebnis der Enthospitalisierungsbewegung im Rheinland entstanden (vgl. z.B. THEUNISSEN 1996), 
nimmt daher bezüglich dieses Typs der Einrichtung z.Zt. eine Art Vorreiterrolle bezüglich des Assis-
tenz-Modells ein. Im Folgenden sei dieser Prozess beschrieben. 

 

Der Gedanke der Assistenz, die konzeptionelle Entwicklung dieses Begriffes bzw. daraus resultieren-
de Veränderungen in Haltung, Selbstverständnis und Arbeitsauffassung der dort Tätigen wurde in 
Langenfeld in einer Projektphase initiiert. Das Projekt „Assistierende Unterstützung“ läuft seit Novem-
ber 2000 und befindet sich z.Zt. in einer ersten Auswertungsphase. Impulse für das Projekt kamen 
von ähnlich arbeitenden Einrichtungen, die teilweise auch in dieser Arbeit beschrieben werden (vgl. 
Stiftung Alsterdorfer Anstalten, Geschäftsbereich HamburgStadt; Stiftung Arduin in den Niederlanden, 
vgl. 4.1). 

In das Projekt wurden 19 BewohnerInnen, die alle in Außenwohngruppen des HPH Langenfeld leben, 
einbezogen. Die BewohnerInnen im Alter zwischen 24 und 76 Jahren verfügen alle über ein hohes 
Maß an Autonomie, sind z.T. in einer Werkstatt für Behinderte tätig, berentet oder besuchen das Heil-
pädagogische Zentrum und sind alle in der Lage alleine, d.h. ohne Aufsicht zu sein. Man hat für das 
Projekt bewusst diesen Personenkreis ausgewählt. Eine Ausweitung der Konzeption auf BewohnerIn-
nen, die schwerer ‘geistig behindert’ genannt werden und/oder zusätzlich Verhaltensauffälligkeiten 
haben, wird als nächster Schritt einer weiteren Projektphase angesehen. 

Erster Arbeitsschritt im Projekt war eine kritische Überprüfung des Gedankens der Selbstbestimmung 
als Konzept in einer stationären Einrichtung: Die beiden Pole Selbstbestimmung und Fremdbestim-
mung waren dabei wichtige Kriterien. 

 

Von Beginn der Projektphase an wurde im HPH Langenfeld darauf geachtet, dass die MitarbeiterIn-
nen jederzeit in die konzeptionelle Entwicklung miteinbezogen waren. Dies geschah u.a. durch Infor-
mationsveranstaltungen für die beteiligten MitarbeiterInnen im Sinne von (Kurz-)Fortbildungen. Dar-
aus entstanden zunächst folgende zentrale Fragen: 

̇ Wie kann ich mein eigenes Berufsverständnis kritisch überprüfen und wie kann ich es neu formulieren? 

̇ Was bedeutet dies für meine Haltung den BewohnerInnen gegenüber? 

̇ Was bedeutet dies für die Organisation meiner Arbeitszeiten? 

̇ Wo gibt es strukturelle Grenzen in der Einrichtung? 

̇ Welche Rahmenbedingungen der Einrichtung müssen sich verändern, um diese Grenzen evtl. zu ver-
schieben oder gar aufzuheben? 

 

Als AssistentInnen fungieren die MitarbeiterInnen verschiedener Berufsgruppen (z.B. Heilerziehungs-
pflegerInnen, ErzieherInnen, Diplom-HeilpädagogInnen, etc.). 
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Im Folgenden sei der Ablauf der Erhebung eines individuellen Assistenzbedarfs im Wohnverbund 
Langenfeld-Monheim des HPH Langenfeld skizziert. Dabei orientieren wir uns an einem unveröffent-
lichten Arbeitspapier, das im HPH Langenfeld in Zusammenarbeit mit der TOP∼RESULT GmbH erar-
beitet worden ist (vgl. HPH Langenfeld 2001). 

An den Gesprächen zur Erhebung des individuellen Assistenzbedarfs und den Zielformulierungen 
nehmen die BewohnerInnen selbst (hier als NutzerInnen bezeichnet), die vorher ausgewählten per-
sönlichen AssistentInnen3 und ggf. eine weitere Vertrauensperson der BewohnerInnen (Freunde, El-
tern, ArbeitskollegInnen, etc.) teil. Die gesetzlichen BetreuerInnen werden über die beabsichtigte 
Durchführung der Assistenzplanung informiert. 

Zu den Rahmenbedingungen der Erhebung zählen die Auswahl eines geeigneten Raumes für das 
Gespräch, die organisatorische Vorbereitung der Assistenzplanung im Sinne einer langfristigen Pla-
nung bezüglich der zeitlichen Abfolge des Erstellens der Pläne, die Terminierung der Gespräche und 
die Planung der Dauer dieser Gespräche. Dabei sollen die Bedürfnisse der BewohnerInnen im Mittel-
punkt stehen. Bezüglich der Gesamtdauer der Assistenzplanung hat man einen Zeitrahmen von 12 
Wochen, der nicht überschritten werden sollte, ausgewählt. Acht Wochen werden für die Erhebung 
und die Zielformulierungen verwendet, vier Wochen für die folgenden Schritte der Assistenzplanbe-
sprechung, der Rücksprache mit den Betroffenen und der Erstellung des Individuellen Assistenzplans. 

Bei der Durchführung der Erhebung des Assistenzbedarfs und der Zielformulierungen dient ein For-
mular als Arbeitshilfe, das im Folgenden vorgestellt werden soll: Bei der Erfassung der Assistenzbe-
darfe werden sieben Leistungsbereiche erfasst: 

̇ Lebenspraktischer Bereich; 

̇ Wohnen; 

̇ Arbeit; 

̇ Freizeit; 

̇ Zwischenmenschliche Kontakte; 

̇ Psychisches Wohl; 

̇ Körperliches Wohl. 
 

Die Leistungsbereiche orientieren sich an verschiedenen Kategorien, beim Leistungsbereich ‘Lebens-
praktischer Bereich’ z.B. Umgang mit Geld, Einkäufe, räumliche und zeitliche Orientierung, Verhalten 
im Straßenverkehr, Haushaltsführung, Körperhygiene, Bekleidung, Ernährung, etc. Erläuterungen und 
Beispiele konkretisieren diese Kategorien, damit der Gegenstand des Gesprächs klar wird: 

„Nutzerin und persönliche Assistentin geben jeweils eine Einschätzung darüber ab, ob ein Bedarf 
vorhanden ist. Hierbei sind unterschiedliche Sichtweisen möglich. Abweichungen werden nicht ne-
gativ bewertet, sondern ggf. für ein offenes Gespräch genutzt“ (HPH Langenfeld 2001, 2). 

Das Formular bietet darüber hinaus noch die Möglichkeit, in einem Feld mit der Überschrift „Kommen-
tierung/Konkretisierung des Assistenzbedarfs“ weitere Anmerkungen zu machen. Zuletzt werden die 
Wünsche, Erwartungen und Ziele der BewohnerInnen bezüglich der formulierten Bedarfe dokumen-
tiert und die BewohnerInnen nehmen eine Prioritätensetzung vor. 

Es folgt innerhalb einer Woche nach der beschriebenen Erhebung eine etwa zweistündige Assistenz-
planbesprechung zur Leistungsplanung aller AssistentInnen, die mit den jeweiligen BewohnerInnen 
zusammenarbeiten. Danach werden in Rücksprache mit den BewohnerInnen die Ergebnisse der As-
sistenzplanbesprechung aufgenommen und ggf. modifiziert: 

„Dabei werden vor allem vorgenommene Abweichungen von der Prioritätensetzung sowie von den 
Wünschen und Zielen der Nutzerin ausführlich begründet. Mit der Nutzerin werden Vereinbarungen 
darüber getroffen, welche der besprochenen Wünsche und Ziele in den Assistenzplan übernommen 
werden“ (ebd.). 

 

Dies wird letztlich in den Individuellen Assistenzplan eingetragen, die gesetzlichen BetreuerInnen 
werden informiert und der Assistenzplan wird in einem sog Pädagogischen Ordner abgeheftet. 

                                                      
3 

 Die Auswahl seitens der BewohnerInnen ist unabdingbare Voraussetzung. Damit eine solche Wahl überhaupt stattfinden kann, wurden 
z.B. Feste zum gegenseitigen Kennenlernen organisiert. 
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Bezüglich der Umsetzung der Leistungen im Rahmen der Individuellen Assistenzplanung werden 
feststehende Termine im Kalender markiert, erbrachte Leistungen werden dokumentiert und nach 
spätestens sechs Monaten erfolgt eine Überprüfung der Ziele und Leistungen. Dies geschieht zu-
sammen mit den BewohnerInnen. Die Ergebnisse der Überprüfung werden ebenfalls dokumentiert. 

 

Drei Aspekte, die die Implementierung des Assistenz-Modells mit sich bringen, haben auch im HPH 
Langenfeld eine wichtige Rolle gespielt: Erstens die Frage nach der Professionalisierung der Mitarbei-
terInnen, zweitens die Frage nach veränderten Arbeitszeitmodellen und drittens die Frage nach der 
Notwendigkeit von zu verändernden Rahmenbedingungen in einer stationären Einrichtung. 

 

Dass die Assistenz eine hochprofessionelle Aufgabe sein muss, wird von allen Beteiligten bestätigt. In 
der Projektphase hat man daher zunächst versucht die Kompetenzen der MitarbeiterInnen herauszu-
kristallisieren (was kann ich gut? / was kann ich weniger gut?), um daraus einen evtl. Fortbildungsbe-
darf zu formulieren. Ab dem Jahr 2002 soll ein sog. Schulungsbeauftragter den Bedarf und die Quali-
tät an Fortbildungen formulieren, damit alle MitarbeiterInnen davon profitieren können. 

 

Bezüglich der veränderten Arbeitszeitmodelle kann prinzipiell festgehalten werden, dass die Durch-
führung einer Assistenzplanung und die spätere persönliche Assistenz ein Höchstmaß an Flexibilität 
von den MitarbeiterInnen fordert. Da man sich in der Projektphase zum Ziel gesetzt hat, dass die am 
Projekt beteiligten BewohnerInnen des HPH Langenfeld das Recht haben, sich ihre AssistentInnen 
selbst auszuwählen, sind standortbezogene Teams, die relativ autonom arbeiten, nötig geworden. 
Pragmatisch drückt sich das auch so aus, dass die MitarbeiterInnen, die als AssistentInnen fungieren, 
mit Mobiltelefonen und an allen Standorten mit Dienstwagen ausgestattet sind, um nach Bedarf für die 
BewohnerInnen verfügbar zu sein. 

Bezogen auf die Arbeitszeiten wurden zunächst sog. Nettoarbeitszeiten errechnet, indem von den 
vertraglich vereinbarten Arbeitszeiten (=Bruttoarbeitszeiten) eine Pauschale in Höhe von 25% der 
jeweiligen Bruttoarbeitszeiten für Urlaub, Krankheit, Fortbildung/Supervision, Besprechungen sowie 
die Bereitschaftsdienste abgezogen wurde. Diese Nettoarbeitszeiten pro Woche dienen als Rechen-
größe zur Feststellung der tatsächlich für die Assistenz zur Verfügung stehenden Zeiten. 

Dabei werden diese Nettoarbeitszeiten in sog. ‘Servicezeiten’ und sog. ‘flexible Zeiten’ aufgeteilt. Be-
züglich einer daraus resultierenden Arbeitszeitregelungen, ist die Einführung von sog. ‘Arbeitszeitkon-
ten mit Ampelregelung’ (sog. ‘Ampelkonten) geplant. Wegen der Komplexität dieses Modells, aber 
auch wegen seiner hohen Bedeutung für eine Umsetzung des Assistenz-Modells im institutionellen 
Bereich, sei im Folgenden ein längerer Auszug aus dem o.g. Papier des HPH Langenfeld zitiert: 

 

„Ein Ampelkonto legt fest, inwieweit die tatsächliche Arbeitszeit einer Mitarbeiterin innerhalb eines 
definierten Zeitraumes über- oder unterschritten werden darf. 

Die Grünphase bezieht sich auf den Stundenbereich, innerhalb dessen eine Mitarbeiterin eigen-
verantwortlich über Plus- und Minusstunden entscheiden kann. 

Die Gelbphase bezieht sich auf den Stundenbereich, innerhalb dessen die zuständige Vorgesetzte 
über Plus- und Minusstunden informiert werden muss. 

Die Rotphase bezieht sich auf den Stundenbereich, innerhalb dessen die zuständige Vorgesetzte 
und ggf. das Team gemeinsam mit der betroffenen Mitarbeiterin Maßnahmen zum Zeitausgleich 
besprechen und vereinbaren. 

Folgende Ampelkontenregelung wurde für das Assistierenden Team im Wohnverbund Langen-
feld/Monheim vorgeschlagen: 

 

 

 

Minusstunden Wochen-

stunden 

Plusstunden 

Rotphase Gelbphase Grünphase  Grünphase Gelbphase Rotphase 
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Std/Wo Std/Wo Std/Wo Std/Wo Std/Wo Std/Wo 

ab -9 -5 bis -8 0 bis -4 16,00 0 bis +4 +5 bis +8 ab +9 
ab -11 -6 bis -10 0 bis -5 19,25 0 bis +5 +6 bis +10 ab +11 
ab -13 -7 bis -12 0 bis -6 23,00 0 bis +6 +7 bis +12 ab +13 
ab -15 -8 bis -14 0 bis -7 28,89 0 bis +7 +8 bis +14 ab +15 
ab -21 -11 bis -20 0 bis -10 38,50 0 bis +10 +11 bis +20 ab +21 

 

Gerät eine Mitarbeiterin mit ihren Plus- oder Minusstunden in die Gelbphase, informiert sie die zu-
ständige Vorgesetzte darüber. Erreicht eine Mitarbeiterin mit ihren Plus- oder Minusstunden die 
Rotphase, informiert sie die zuständige Vorgesetzte und ggf. das Assistierende Team, um gemein-
sam Gründe für die Stundenabweichungen zu ermitteln und Gegenmaßnahmen zu vereinbaren. 

Als Ausgleichszeitraum für die Arbeitszeitkonten wurde ein halbes Jahr (26 Wochen) festgelegt“ 
(HPH Langenfeld 2001, o.S.). 

 
Dieses Modell macht die Erstellung eines Arbeitszeitnachweises notwendig, 

„...da in der Dienstplanung zukünftig lediglich die Servicezeiten festgelegt werden. Die flexiblen Ar-
beitszeiten werden zwischen den Mitarbeiterinnen und den Nutzerinnen individuell vereinbart und 
müssen deshalb jeweils von den Mitarbeiterinnen dokumentiert werden. In den Arbeitszeitnachwei-
sen werden jeweils 100% der individuellen Arbeitszeit dokumentiert. Sie werden von den Mitarbeite-
rinnen eigenverantwortlich ausgefüllt. Die geleistete Arbeit wird quantitativ (Stundenzahl) und quali-
tativ (Kennzeichnung der Art der Tätigkeit lt. Legende) dokumentiert und summiert. Jeweils nach 
einer Kalenderwoche wird eine Wochenberechnung der Plus- oder Minusstunden erstellt. Auf diese 
Weise können die Mitarbeiterinnen zeitnah feststellen, in welcher „Ampelphase“ sie sich mit ihren 
Stunden befinden. (...) Die Reguläre Arbeitszeit erstreckt sich von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr. Arbeits-
stunden, die außerhalb dieses Korridors geleistet werden, sind als Überstunden zu bewerten 
(ebd.)“. 

 

Bezüglich der zu verändernden Rahmenbedingungen kann schließlich festgehalten werden, dass sich 
dies nicht nur in geänderten Arbeitszeitmodellen widerspiegeln kann: In erster Linie betrachtet man 
die Assistenz im HPH Langenfeld als eine Haltungsfrage, d.h. die Art und Weise der (veränderten) 
Kontaktaufnahme mit den BewohnerInnen und daraus resultierende Handlungen stehen im Mittel-
punkt des Interesses. 

Das wird deutlich, wenn man die Aussagen der Beteiligten in Bezug auf Veränderungen seitens der 
BewohnerInnen berücksichtigt. Die Konzeption der Assistenz wurde in den beteiligten Gruppen be-
sprochen und die BewohnerInnen entwickelten langsam ein Repertoire, ihre Wünsche bzw. Bedürf-
nisse differenziert zu äußern. Dabei wurde überraschend festgestellt, dass es sich nicht um völlig 
utopische und unrealistische Wünsche handelt, sondern dass viele BewohnerInnen in der Lage sind, 
sehr individuelle, manchmal auch überraschende Wünsche zu äußern und diesbezüglich auch Priori-
täten zu setzen. Da sie seitens der AssistentInnen ein hohes Maß an Zuverlässigkeit erfahren, fühlen 
sie sich in ihren Äußerungen auch ernst genommen und entwickeln neue Kompetenzen, die früher 
evtl. keinen Platz hatten bzw. nicht erwünscht waren. 
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2.7 Zusammenfassende Einschätzung 

 

Die Einrichtungen bzw. Organisationen, deren Handlungsmodelle vorgestellt wurden, haben sich alle 
das Assistenz-Modell als zentralen Bestandteil ihres professionellen Selbstverständnisses in ihre Pro-
file geschrieben. Dabei ist zunächst jede Institution für sich zu sehen, denn, wie bereits betont, sind 
die hier diskutierten Handlungsmodelle nicht direkt vergleichbar. Die historischen, konzeptionellen und 
strukturellen Bedingungen der kennen gelernten Institutionen sind zu unterschiedlich, um sie als ‘Re-
zepte’ für andere zu empfehlen. 

Dennoch wurde deutlich, dass der Gedanke der Assistenz eine Einrichtung der Behindertenhilfe radi-
kal verändern kann. Wenngleich auch konkrete Methoden der Übertragbarkeit des Assistenz-Modells 
auf den Personenkreis der Menschen, die wir schwer ‘geistig behindert’ nennen, noch weitgehend 
fehlen, können die Erfahrungen, die überwiegend mit Personen, die wir leichter ‘geistig behindert’ 
nennen, weitergegeben werden, um auch den o.g. Personenkreis mit in das Assistenz-Modell einzu-
beziehen. In unseren einleitenden Ausführungen dürfte deutlich geworden sein, dass Assistenz ‘un-
teilbar’ zu sein hat und daher auch fruchtbringend für Menschen, die wir schwer (‘geistig’) behindert 
nennen, sein kann und muss. 

Anhand des Zentrums für Selbstbestimmtes Leben Köln, konnten wir eingangs fundamentale Fragen 
erörtern, woraus sich der Aspekt der Beziehung, der dem Assistenz-Modell immer inhärent ist, als 
wichtiges Kriterium herauskristallisieren ließ. 

Dass Assistenz in Offenen Hilfen oftmals leichter durch- und umzusetzen ist, haben die Beispiele des 
fib e.V., Marburg und der SELAM-Lebenshilfe, Oldenburg gezeigt. Dennoch wurde auch hier deutlich, 
dass der Personenkreis der Menschen, die wir schwer ‘geistig behindert’ nennen, (noch) nicht in grö-
ßerer Zahl in den Offenen Hilfen ein Hilfeangebot gefunden haben, was, wie das Beispiel SELAM 
zeigt, nicht bedeutet, dass dies nicht ginge. Hier ist festzustellen, dass dies hauptsächlich daran liegt, 
dass traditionelle Einrichtungen des stationären Bereiches eher diesen Personenkreis betreuen. 

Daher haben wir uns mit der Evangelischen Stiftung Hephata, Mönchengladbach, der Evangelischen 
Stiftung Alsterdorf, Geschäftsbereich HamburgStadt und dem Rheinischen Heilpädagogischen Heim 
Langenfeld auch Institutionen zugewandt, die das Assistenz-Modell in einer Einrichtung implementiert 
haben. Es handelt sich bei diesen drei Einrichtungen um sich z.Zt. sehr stark verändernde Institutio-
nen, die gerade deshalb im Assistenz-Modell eine neue Herausforderung zur Verbesserung der Le-
bensqualität der ihnen anvertrauten Menschen gefunden haben. Trotz struktureller Barrieren und 
gänzlich anderer Rahmenbedingungen als in einer Offenen Hilfe, ist Assistenz hier erprobt worden 
und in den pädagogischen Alltag eingeflossen. 

 

Im Folgenden werden nun Veränderungsanforderungen zu formulieren versucht. Diese Verände-
rungsanforderungen beziehen sich auf konzeptionelle und strukturelle Entwicklungen in Einrichtungen 
der Behindertenhilfe und benennen darüber hinaus zentrale Veränderungsanforderungen an die Mit-
arbeiterschaft in diesen Einrichtungen. 

Da dies in enger Verzahnung mit der Fachdisziplin ‘Geistigbehindertenpädagogik’ zu denken ist, wer-
den abschließend noch einige Anmerkungen bezüglich möglicher Folgerungen für die Diskussion in 
der ‘Geistigbehindertenpädagogik’ gemacht. 
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3. Folgerungen aus den Praxisbeispielen  

(Veränderungsanforderungen) 

 

 

„Angezeigt ist jedoch eine respektvolle Haltung gegenüber PraktikerInnen und das Anerkennen 
derselben als gleichberechtigte DiskussionspartnerInnen. Daraus folgt, dass sie nicht als welche 
gesehen werden, die es zu belehren gilt. Die Konsequenz aus dieser Sichtweise ist das Anstreben 
eines fachlichen Diskurses mit ihnen“ (HAGEN 2001, 232). 

 

Das vorangestellte Zitat soll für die folgenden Überlegungen gewissermaßen handlungsleitend sein: 
Es geht nicht um ein Belehren oder ein Besserwissen, sondern um das Geben von Impulsen für einen 
fachlichen Diskurs. Letztlich sind es die sog. PraktikerInnen, die Konzeptionen jedweder Art verant-
worten müssen, umsetzen und ihnen ‘Leben geben’. 

 

 

3.1 Folgerungen für konzeptionelle Entwicklungen in Einrichtungen 

 

Programmatisch soll folgendes fest gehalten werden: 

 

̇ Der Gedanke der ‘Assistenz’ muss Eingang finden in das Selbstverständnis und die Tätigkeit der Mit-

arbeiterschaft und in das Selbstverständnis einer Einrichtung 

Ausgehend von der Prämisse, dass „Menschen mit geistiger Behinderung (...) mitbestimmungsfähig 
[sind]“ (HAGEN 2001, 198), sind die Einrichtungen der Behindertenhilfe dazu aufgefordert, den Ge-
danken der Assistenz in ihr Selbstverständnis und in die Tätigkeit der MitarbeiterInnen einfließen zu 
lassen. 

Wir haben gesehen, dass dies nur in kritischer Auseinandersetzung geschehen kann. Dies können 
Workshopphasen wie in HamburgStadt oder Fortbildungsveranstaltungen größeren Ausmaßes wie in 
Mönchengladbach sein, wobei man dort z.B. durch scheinbare Kleinigkeiten, z.B. eine veränderte 
Sitzordnung mit Tischen für Kleingruppen, eine verbesserte Diskussionskultur zu schaffen versucht 
hat, als dies ein Podium mit sog ExpertInnen und einem Auditorium mit MitarbeiterInnen zu gestalten 
vermag. 

Das kann dann zu Leitsätzen für das professionelle Handeln führen, wie dies ROCK jüngst unter der 
Überschrift “zwischen Idealisierung und reflexiver Selbstbegrenzung“ (ebd., 178) formuliert hat: 

̇ Entscheidungskompetenz und Verantwortung übertragen; 

̇ Wahlmöglichkeiten schaffen; 

̇ Bedürfnisorientierung und Individualisierung; 

̇ Individualität achten und unterstützen; 

̇ Enthierarchisierte Beziehung herstellen; 

̇ Autonomiefördernde Lebensbedingungen schaffen; 

̇ (vgl. ebd., 180ff.). 
 

 

̇ Keine ‘lebenslänglichen Hilfen’ sondern eine ‘offene Entwicklungsperspektive’ 

Die Einrichtungen der Behindertenhilfe müssen sich verabschieden von der Idee der „lebenslangen 
Hilfen“ und eine „offene Entwicklungsperspektive“ erkennen, zulassen und gestalten. Dies unter fol-
gender Prämisse: 
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„Konkretes Wissen ist daher nur möglich über den Dialog mit dem Betroffenen selbst, indem der 
Betroffene unter den Bedingungen des Dialogs sich selbst bestimmt, seine Lebenssituation mitteilt 
und somit die zunächst nicht verfügbaren Symptome von Behinderung verfügbar bekommt“ 
(JÖDECKE 1994, 91). 

 

 

̇ Analyse von Bedingungen struktureller Gewalt in den Institutionen 

Wie bereits angedeutet, muss eine selbstkritische Institutionsanalyse sich immer auch der Frage der 
strukturellen Gewalt stellen. Auch wenn diese Vokabel vielen ein schlechtes Gewissen bereiten mag 
(aber nicht soll) und Widerstände hervorruft, führt an dem Thema ‘Gewalt’ kein Weg vorbei. 

Beispielhaft soll an dieser Stelle daher auf die Stiftung Arduin in Middelburg/Niederlande verwiesen 
werden. Diese Einrichtung dient auch als Vorbild für viele Einrichtungen, die sich dem Assistenz-
Modell nähern möchten (vgl. BERICHT über den Workshop für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
den Rheinischen Heilpädagogischen Heimen und der Trägerverwaltung in der Einrichtung Arduin in 
Middelburg/Niederlande 1999). 

In der Stiftung Arduin hat man in radikaler Weise versucht, Strukturen für ein verändertes Arbeiten zu 
schaffen, d.h. Strukturen für Assistenz oder wie es dort genannt wird: „Die Emanzipation von Men-
schen mit geistiger Behinderung und eine absolute Ausrichtung auf die Erfüllung des Willens, der 
Wünsche und der Bedürfnisse des Klienten“ (vgl. ebd., 7). Ausdrücklich taucht im Selbstverständnis 
der Stiftung Arduin auch das Postulat der Deinstitutionalisierung auf, wie wir es an anderer Stelle be-
reits beschrieben haben (vgl. Punkt 2.4). 

Daraus entwickelt sich als unabdingbarer Bestandteil in der Stiftung Arduin auch das Angebot von 
persönlichen AssistentInnen: 

„Der PA [persönlicher Assistent; E.W.] sucht seine Klienten bei Anfrage oder nach Absprache auf. 
Sein Arbeitsprinzip ist klientenzentriert nondirektiv und dialogisch. Bei BewohnerInnen, die in ihrer 
verbalen Kommunikationsfähigkeit eingeschränkt sind, stehen teilnehmende Beobachtung, Gesprä-
che mit Angehörigen und dem Betreuungsdienst im Vordergrund, um die Bedürfnisse der Klienten 
zu ermitteln und quasi als Dolmetscher zu artikulieren. Dabei ist besonders wichtig, dass sich der 
PA selber als Person zurücknimmt und im Auftrag des Klienten handelt - ohne diesen zu instrumen-
talisieren oder zu bevormunden. Als persönliche Vertrauensperson des Bewohners/der Bewohnerin 
wird der PA vom Bewohner/von der Bewohnerin selber ausgewählt und kann auch wieder abge-
wählt werden. Bei schwerstbehinderten BewohnerInnen entscheidet die Leitung über die Einset-
zung als PA“ (vgl. ebd., 17). 

Um dieser schwierigen Aufgabe gerecht zu werden, hat man das Modell eines zweiten Assistenten 
erprobt, der den anderen gewissermaßen ‘überprüft’. Letztlich ist es aber besonders die flache Hie-
rarchie in der Stiftung Arduin, die den Einsatz des persönlichen Assistenten ermöglicht und ihm eine 
besondere Rolle innerhalb der Einrichtung zugesteht: 

„Mit dem PA versucht die Institution, ihren theoretisch formulierten und konzeptionell eingeforderten 
Selbstbestimmungs- und Bürgerrechtsansatz auch praktisch und strukturell zu verankern. Die Insti-
tution schafft also selber eine Instanz, um die persönlichen, individuellen Interessen ihrer Bewohne-
rInnen auch gegen immanente, institutionelle Zwänge und Mechanismen einzufordern und zu ver-
teidigen. Dazu ist wichtig, dass die PA nicht hierarchisch eingebunden sind, sondern direkt der Lei-
tung unterstehen. Ihre ‘Fachaufsicht’ ist quasi der Bewohner/die Bewohnerin, ihre Dienstaufsicht die 
Leitung“ (ebd., 18). 

 

 

̇ Umsetzung neuer gesetzlicher Vorgaben 

Mit der Neufassung des SGB IX (Selbstbestimmung und Teilhabe), dem zum 01.01.2002 in Kraft tre-
tenden Heimgesetz und dem in der Entstehung befindlichen Gleichstellungsgesetz behinderter Men-
schen, kommen auf die Einrichtungen der Behindertenhilfe neue Aufgaben zu. Insbesondere die im 
Zuge des Heimgesetzes durch Rechtsverordnungen geplante „Heimmitwirkungsverordnung“, wird die 
Träger dazu verpflichten, mehr Mitwirkung der BewohnerInnen zu ermöglichen. 
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Bezüglich der Neufassung des SGB IX soll auf die Stellungnahme der ISL hingewiesen werden (vgl. 
ISL 2001). Noch völlig offen hingegen ist der Ausgang der Frage nach einem spezifischen ‘Assistenz-
gesetz’ (vgl. hierzu ebenfalls ISL, a.a.O.). 

 

 

̇ Vernetzung mit anderen Institutionen / gegenseitiger inhaltlicher Austausch 

Die Besuche in den vorgestellten Einrichtungen haben erbracht, dass viele Einrichtungen keine oder 
zu wenig Informationen über andere haben, d.h. Konzeptionen werden oftmals mit viel Mühe entwi-
ckelt, die u.U. andernorts bereits vorhanden sind. Sicherlich kann man keines der hier vorgestellten 
Handlungsmodelle als ‘Rezept’ auf andere übertragen. Ein Forum zum gegenseitigen Austausch wäre 
jedoch wünschenswert und vorstellbar. Das Medium des Internets bietet hierzu z.B. ideale Vorausset-
zungen (vgl. Kontaktadressen am Ende dieser Expertise). 

 

 

̇ Praxisrelevante Fortbildungen für MitarbeiterInnen ermöglichen 

Bei dem Angebot an Fortbildungen für die Tätigen in der Behindertenhilfe gilt es themenrelevante 
Fortbildungen, die in enger Verzahnung mit dem Assistenzmodell stehen, anzubieten. Hier wären u.a. 
Kommunikationshilfen, die Methode der Rehistorisierung und allgemein Methoden zur Assistenzpla-
nung zu nennen. Die Einsetzung eine Schulungsbeauftragten, so wie es für das Heilpädagogische 
Heim Langenfeld beschrieben wurde (vgl. 3.6), ist in diesem Zusammenhang eine sinnvolle Investition 
für vergleichbare Institutionen. 

 

 

 

3.2 Folgerungen für strukturelle Entwicklungen in Einrichtungen 

 

Es ist deutlich geworden, dass sich das gesamte System der Assistenzplanung und -ermittlung nicht 
einfach in eine bestehende Struktur hineinsetzen lässt. Es ist ein überaus schwieriges Unterfangen, 
ein Konzept wie das der Assistenz in eine Einrichtung zu implementieren, insbesondere, wenn es sich 
um eine stationäre Einrichtung handelt. Die vorgestellten Handlungsmodelle bieten hierzu einige Lö-
sungen. Dennoch sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass insbesondere Methoden der Quali-
tätssicherung bzw. der Qualitätskontrolle in Bezug auf das Assistenz-Modell noch weitgehend fehlen. 
In diesem Zusammenhang sei auf das Forschungsprojekt PerLe (Personenbezogene Unterstützung & 
Lebensqualität) der Universität Dortmund in Kooperation mit der Universität Tübingen und der Fach-
hochschule Mainz verwiesen. Das Projekt hat sich zur Aufgabe gemacht, aktuelle Standards der Hil-
fen zu formulieren und notwendige Ressourcen für eine selbstbestimmte Lebensführung von Men-
schen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, aufzuzeigen (vgl. Universität Dortmund 2001): 

„Vor diesem Hintergrund ist die zentrale Frage des Forschungsprojektes, wie es gelingen kann, Fi-
nanzierungsmodelle im Rahmen der Eingliederungshilfe so zu gestalten, dass sie den individuellen 
Hilfebedarfen gerecht werden und somit zur Sicherung der Lebensqualität von Menschen mit Be-
hinderung beitragen“ (ebd.). 

 

Die Frage, wie Assistenzen überprüft werden können, ist darüber hinaus noch offen, da vieles, was 
letztlich in Assistenzpläne hineinfließt, das Ergebnis von Interpretationen ist und nicht immer genau 
abgesichert oder rückgefragt werden kann. Zudem spielt das oft erwähnte Machtgefälle zwischen 
HilfeadressatIn und AssistentIn immer noch eine Rolle, wenngleich es ein geringeres Machtgefälle ist, 
als im überkommenen Betreuungsmodell. Bezüglich der Menschen, die wir schwer ‘geistig behindert’ 
nennen und die in stationären Einrichtungen leben, ist in einer norddeutschen Großeinrichtung, in 
starker Anlehnung an die in der vorliegenden Arbeit beschriebene Methode der Rehistorisierung, die 
rehistorisierende Qualitätsentwicklung ausgearbeitet worden (vgl. SCHULZ; BURKHARDT 1999). Mit 
dieser Konzeption ist nachgewiesen worden, dass eine individuelle kompetenzorientierte Hilfebe-
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darfsplanung auch mit diesem Personenkreis möglich ist. Es wäre durchaus denkbar, eine solche 
Konzeption eng an das Assistenz-Modell anzubinden. 

 

Eine Qualitätskontrolle der Assistenzen kann zukünftig nicht mehr ohne die Beteiligung der Betroffe-
nen, z.B. institutionalisiert in Form der Heimbeiräte oder der sog. Kundschaftsvertretungen, gedacht 
und durchgeführt werden, wozu u.a. das neue Heimgesetz die nötigen Voraussetzungen liefert. 

 

Einen interessanten Beitrag zur Ermöglichung von Selbstständigkeit und somit auch von Selbstbe-
stimmung und einer Fähigkeit, Assistenzen einzufordern, liefert die ‘Anleitung zur Selbstständigkeit’, 
formuliert durch KLEINE SCHAARS (2000) bzw. APPEL und KLEINE SCHAARS (1999). Es handelt 
sich um eine Methode aus den Niederlanden, die Assistenz auch innerhalb von Institutionen ermögli-
chen kann. 

Kern dieser Methode ist das sog. Begleitungsdreieck, das die Begleitung der BewohnerInnen mittels 
zweier MentorInnen sicher zu stellen versucht. Hierzu wird ein(e) ProzessbegleiterIn und ein(e) All-
tagsbegleiterIn eingesetzt. Die ProzessbegleiterInnen haben die Aufgabe, die BewohnerInnen zu 
verstehen, ihnen sehr nahe zu stehen und keine direkten Vorgaben zu machen. 

Die AlltagsbegleiterInnen fungieren im Sinne der persönlichen Assistenten: Sie helfen bei allem, was 
die BewohnerInnen nicht selbst können. 

„Der Prozessbegleiter konfrontiert den Bewohner demgegenüber nicht mit seinem Verhalten. Er 
konzentriert sich auf das, was geschehen ist, was zwischen dem Alltagsbegleiter und dem Bewoh-
ner passiert, und hilft, Lösungen zu finden. (...). Die Aufgabenteilung in Prozessbegleitung und All-
tagsbegleitung ist für uns eine Methode, durch die wir die Gleichwertigkeit von Bewohnern und Be-
gleitern besser gewährleisten können. Es ist jedenfalls ein Verfahren, durch das wir Bewohnern er-
möglichen, ihre eigenen Normen und Werte vorzubringen, hier wird besondere Aufmerksamkeit 
darauf gerichtet, sie ernst zunehmen und nicht stellvertretend für sie zu entscheiden“ (KLEINE 
SCHAARS 2000, 53). 

 

Sowohl Prozess- als auch AlltagsbegleiterInnen benötigen hierzu eine Reihe von Fähigkeiten, die im 
Folgenden genannt sein sollen (vgl. ebd., 53f.): 

1. Ernst nehmen - Im Sinne eines Eingehens auf die Äußerungen der BewohnerInnen, des Respek-
tes vor deren Wahl, Werten und Normen; 

2. Zuhören - Im Sinne eines verstehenden Zuhörens, auch auf nonverbale Signale; 

3. Sprechen - Im Sinne dass das, was wir sagen, für die BewohnerInnen verständlich sein muss; 

4. Die Ich-Botschaft - Nicht „Du machst das falsch!“, sondern „Ich finde es nicht gut, wenn...“; 

5. Regeln - Im Sinne eines Aufstellens von Regeln, welche die BewohnerInnen selbst festlegen; 

6. Freiraum lassen - Im Sinne eines Zulassens von Fehlern, von Experimentieren und Lernen; 

7. Nicht stellvertretend denken - Im Sinne eines Ermöglichens, dass die BewohnerInnen selbst über 
ihre Lebenssituation nachdenken können und Lösungen finden; 

8. Mitsprache - Im Sinne eines Mitentscheidens über Neuanschaffungen oder Neueinstellungen von 
Personal1; 

9. Teamarbeit - Im Sinne einer Gültigkeit der vorangegangenen Punkte auch im Umgang mit Kolle-
gInnen; 

10. Gleichwertigkeit in der Gruppe - Im Sinne eines Miteinander-Beratens, Zuhörens und Konflikte 
Lösens. 

 

 

 

 

 

                                                      
1
  vgl. zum Thema Neueinstellungen und Beteiligung der BewohnerInnen auch die Erfahrungen des Vereins für Behindertenhilfe, Hamburg 

(Verein für Behindertenhilfe e.V. 2000, 38ff.) 
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3.3 Folgerungen für die MitarbeiterInnen in den Einrichtungen 

 

Da dieser Punkt in enger Verzahnung zu den vorgenannten steht, sei an dieser Stelle nur stichwortar-
tig wiedergegeben, wie Veränderungsanforderungen in Bezug auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aussehen könnten: 

 

̇ Beteiligung auf allen Ebenen 

An allen Veränderungsprozessen, Diskussionen über Leitbilder, Methoden und Konzeptionen müssen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in hohem Maße beteiligt sein. Wir haben in den beschriebenen Hand-
lungsmodellen einige Impulse, wie dies konkret geschehen kann, herausgestellt. 

 

̇ Bereitschaft zur Veränderung 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollten aber auch bereit sein, und das ist ebenfalls ein Ergebnis der 
Besuche in den Einrichtungen, Veränderungen zuzulassen und kreativ mitzugestalten. Diese Bereit-
schaft muss allerdings von den Leitungsebenen mitgetragen sein. 

 

̇ Ständige Selbstreflexion 

Im Laufe eines Berufslebens in der Behindertenhilfe und der Sozialen Arbeit, gerät die ursprüngliche 
Motivation zur Berufswahl oftmals in den Hintergrund. Auch im sog. Berufsalltag ist ein reflektiertes 
Handeln aller Beteiligten nicht immer gegeben. Dies kann durch Supervisionen sicherlich aufgebro-
chen und thematisiert werden, jedoch sollte sich jeder Tätige in der Behindertenhilfe und der Sozialen 
Arbeit einen Mechanismus der ständigen Selbstreflexion aneignen und kultivieren. Denn geschieht 
dies nicht, kann es zu Prozessen von Gegenübertragungen kommen, die auf Kosten der Hilfeadres-
satInnen, die immer am unteren Ende des Machtgefälles stehen, gehen. 

Damit sei folgender Sachverhalt, den SCHÖNWIESE (2001) treffend folgendermaßen bezeichnet hat, 
umschreiben: 

„Die selbstreflexive Bearbeitung lebensgeschichtlich entstandener Übertragungen gegenüber 
‘Klienten’ ist allen helfenden, erziehenden oder unterstützenden Berufen dringend geboten“ 
(SCHÖNWIESE 2001, 35). 

Gemeint ist damit der Bedarf an „systemischen Begleitkonzepten (...), die auf einem grundlegenden 
Verständnis der Dynamik von ‘behindert werden’ beruht“ (ebd.). Dies ist in engem Zusammenhang zu 
unseren einleitenden Ausführungen zum Begriff der Assistenz zu verstehen. 

 

 

 

3.4 Folgerungen für die Diskussion in der Fachdisziplin  

‘Geistigbehindertenpädagogik’ 

 

Da die gesamte Fachdisziplin seit einigen Jahren immer wieder von sich behauptet, im Wandel zu 
sein, soll dieses weite Feld auf einen Aspekt hin fokussiert werden, nämlich auf den der Forschung: 

Beispielhaft darf hier das Modell zur wissenschaftlichen Begleitung des bundesweiten Modellprojektes 
„Wir vertreten uns selbst! - Förderung der Selbstorganisation und Selbstvertretung von Menschen mit 
kognitiven Beeinträchtigungen an der Universität Gesamthochschule Kassel gelten. 

Das von der Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland (ISL e.V.), der Bundesar-
beitsgemeinschaft Gemeinsam leben - gemeinsam lernen und der Bundesvereinigung Lebenshilfe für 
Menschen mit geistiger Behinderung e.V. ins Leben gerufene Modellprojekt zur Entwicklung von 
Selbstvertretungsgruppen (people-first-Gruppen) ist seit 1997 wissenschaftlich begleitet worden. 
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Exemplarisch möchte ich nur kurz wiedergeben, was sich die Mitglieder der people-first-Gruppen von 
ihren Unterstützungspersonen erwarten (in der Rangfolge der Wichtigkeit): 

̇ „keine Fremdbestimmung und Bevormundung; 

̇ Hilfe geben auf Wunsch (Assistenz), zurückhaltende Begleitung; 

̇ Information, Bescheid wissen; 

̇ und Problemlösungen im Rahmen der Gruppenarbeit; 

̇ Schreibarbeiten übernehmen, Ordnung herstellen und fördern, usw. (Organisation); 

̇ Offenheit, Vertrauen, Respekt; 

̇ Humor; 

̇ Vertretung in der Öffentlichkeit, Aufklärung über Selbstvertretung“ 

̇ (vgl. ENGELMEYER et al 2000, 28). 
 

Auch Forschung in Bezug auf Menschen, die wir ‘geistig behindert’ nennen, kann nicht mehr ohne 
Einbezug der Betroffenen selbst stattfinden bzw. gedacht werden. Hier ist noch viel zu leisten, damit 
die sog. ‘Geistigbehindertenpädagogik’ verstehen lernt, dass der ‘Gegenstand’ ihrer Forschung sich 
zu Wort meldet! 
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4 Ausblick: Ende oder Neuanfang einer Profession? 

 

 

An dieser Stelle sollen abschließend einige Anmerkungen zum Veränderungsbedarf in den Ausbil-
dungsstätten der Heil- und Sonderpädagogik gemacht werden: 

NIEHOFF et al (2001) haben jüngst die Curricula der Fachschulen für Heilerziehungspflege unter die 
Lupe genommen (vgl. NIEHOFF et al 2001, 376ff.). Die hier formulierten Veränderungsbedarfe gelten 
sicher auch für andere Ausbildungsstätten, so z.B. für Fachhochschulen und die Universitäten. 

Ähnlich argumentieren auch SEIFERT et al (2001), wenn sie aus ihrer Studie zur Lebenssituation von 
Menschen mit schwerer Behinderung im Heim als Handlungsbedarf u.a. formulieren: 

„An Universitäten, Fachhochschulen und Fachschulen sind in Ausbildungsgängen, die auf die Ar-
beit im Behindertenbereich vorbereiten, verbindlich neue Erkenntnisse der Behindertenpädagogik 
zur adäquaten Lebensbegleitung von Menschen mit schwerer Behinderung zu vermitteln“ (ebd., 
364). 

Und: 

„Experten aus Wissenschaft und Praxis sollten zur Nutzung in Ausbildungssystemen Module mit 
den wissenschaftlich-fachlichen Grundlagen der Lebensbegleitung von Menschen mit schwerer Be-
hinderung entwickeln, die flexibel in Ausbildungsgängen einbezogen werden können“ (ebd.). 

 

Wenn Selbstbestimmung im Alltag auch für Menschen, die wir schwer ‘geistig behindert’ nennen, zum 
Tragen kommen soll, müssen die Curricula der o.g. Ausbildungsorte erweitert und dem aktuellen 
Stand der Erkenntnis und den vielfältigen Erfahrungen aus der Praxis angepasst werden. Denn die 
z.Zt. gültigen Curricula unterliegen noch nicht immer einem „vollakzeptierenden“ (NIEHOFF et al 
2001, 377) Menschenbild und den daraus resultierenden Veränderungen in professionellem Handeln, 
so wie es in den vorangegangenen Ausführungen skizziert wurde. Das o.g. Autorenkollektiv schließt 
mit der Feststellung, dass „in letzter Konsequenz (...) die Menschen mit Behinderungen als eigentliche 
Auftraggeber an der inhaltlichen Ausgestaltung der Ausbildung ihrer professionellen Begleiter [oder 
AssistentInnen, E.W.] zu beteiligen wären“ (ebd., 388). 

 

Wenn wir dies in Kooperation mit allen Beteiligten angehen, im kritischen Diskurs austragen und tria-
logisch aushandeln, kann sich in der Tat eine neue Qualität in der Arbeit entwickeln. 
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Fragebogen 

 

Fragen bei den Besuchen in Institutionen  

Leitfragen für die Fachgespräche 

 

̇ Was bedeutet für Sie Assistenz? 

̇ Abgrenzung zu Betreuung? 

̇ Wie entstand die Idee, das Assistenz-Modell zu nutzen? 

̇ Was wurde unternommen, Assistenz in Leitbild, Einstellungen usw. der handelnden MitarbeiterInnen zu brin-
gen (Leitung, GruppenmitarbeiterInnen usw.)? 

̇ Welche Auswirkungen hat Umsetzung von Assistenz auf Dienstplanung und Personaleinsatz (Stichwort: be-
wohnerInnenorientierte Dienstzeiten)? 

̇ Wer fungiert als AssistentInnen (MitarbeiterInnen? externe Kräfte? ehrenamtliche Kräfte? gesetzl. BetreuerIn-
nen?) 

̇ Wie wird die neue „Umgangsphilosophie“ von den Angehörigen beurteilt? 

̇ Gibt es erkennbare Veränderungen bei den BewohnerInnen? 

̇ Sollen AssistentInnen qualifiziert werden? / (Wie) Sollten AssistentInnen ausgebildet sein? 

̇ Wo liegen die Schwierigkeiten beim Assistenzmodell in Bezug auf Menschen, die wir schwer ‘geistig behindert’ 
nennen u./o. die Verhaltensauffälligkeiten haben? 

̇ Was fehlt konzeptionell noch bei der Umsetzung? 
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Kontaktadressen 

 

ZENTRUM FÜR SELBSTBESTIMMTES LEBEN (ZSL), KÖLN 

An der Bottmühle 2-15 

50678 Köln 

Tel.: 0221-32 22 90 

Fax: 0221-32 14 69 

ladenberger@zsl-koeln.de 

 

FIB E.V. VEREIN ZUR FÖRDERUNG DER INTEGRATION BEHINDERTER E.V., MARBURG,  

Arbeitsbereich ‘Unterstütztes Wohnen’ 

Am Erlengraben 12a 

35037 Marburg 

Tel.: 06421-169 67-50 

fiv-ev@paritaet.org 

http://www.paritaet.org/hessen/fib 

 

SELAM-LEBENSHILFE FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN GGMBH - OLDENBURG 

Nadorster Straße 26 

26123 Oldenburg 

Tel.: 0441-361692-20 

http://www.nadorsterstr.de/con_02.html 

 

EV. STIFTUNG HEPHATA MÖNCHENGLADBACH; ESH WOHNEN GGMBH 

Rheydter Straße 128-130 

41065 Mönchengladbach 

Tel: 02161-246-227 

http://www.hephata-mg.de 

 

EV. STIFTUNG ALSTERDORF, GESCHÄFTSBEREICH HAMBURGSTADT 

Großneumarkt 24 

20459 Hamburg 

Tel: 040-35 74 81-18 

HamburgStadt@t-online.de 

http://www.hamburgstadt.de 

 

HEILPÄDAGOGISCHES HEIM LANGENFELD 

Kölner Straße 82 

40764 Langenfeld 

Tel.: 02173-102-1700 

http://www.lvr.de/Soziales/hph/hph-lf/ 

 

 



̈ ADRESSEN  ___________________________________________________________________ 

____________________________________   ____________________________________ 54

 

Weitere Internet-Adressen 

 

 

http://www.leben-mit-behinderung-hamburg.de  

Homepage des Vereins Leben mit Behinderung e.V., Hamburg 

 

http://www.vfb.net 

Homepage des Vereins für Behindertenhilfe e.V., Hamburg 

 

http://www.rauheshaus.de 

Homepage der Einrichtung ‘Rauhes Haus’, Hamburg 

 

http://www.forsea.de 

Homepage des Forums selbstbestimmter Assistenz behinderter Menschen e.V. (ForseA e.V.) 

 

http://www.isl-ev.org 

Homepage der Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben e.V., Deutschland 

 

http://www.behindertenbeauftragter.de 

Homepage des Behindertenbeauftragten der Bundesregierung 

 

http://www.arduin.nl 

Homepage der Stiftung Arduin, Middelburg (NL) 


